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Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung von Luftsicher-
heitsaufgaben 
 

A. Allgemeines 
 
Die terroristischen Anschläge vom 11. September 2001 in den USA haben zu einer 
Änderung der Beurteilung der Sicherheitslage im Luftraum geführt. Unglücksfälle, die 
von Flugzeugen ausgehen, können politisch motiviert sein, aber auch von Kriminel-
len ohne politische Absichten oder geistig verwirrten Einzeltätern verursacht werden. 
Exemplarisch sei insoweit die Entführung eines Motorseglers am 5. Januar 2003 in 
Frankfurt/Main genannt.  
 
Diese Beispiele machen deutlich, dass es zum Schutz vor Angriffen auf die Sicher-
heit des Luftverkehrs erforderlich ist, klare Zuständigkeiten bei Bund und Ländern zu 
schaffen. Diesem Zweck dient der vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur Neurege-
lung von Luftsicherheitsaufgaben. Er soll schnelle und effiziente Informations- und 
Entscheidungsstrukturen schaffen und so die Sicherheit vor äußeren Angriffen auf 
den Luftverkehr erhöhen. 
 
Zu diesem Zweck werden die bisher im Luftverkehrsgesetz (LuftVG) zersplitterten 
und mit fremden Regelungsmaterien verbundenen Bestimmungen zur Abwehr äuße-
rer Gefahren  für die Luftsicherheit zusammengefasst und die Unterstützung der Po-
lizei durch die Streitkräfte im Luftraum sowie die Amtshilfe zugunsten der Flugsiche-
rung ausdrücklich geregelt. Bei dieser Gelegenheit werden auch Anpassungen vor-
genommen, welche die komplizierten Zuständigkeitsabgrenzungen begradigen und 
die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2002 (Abl. EG L 355 S. 1) zur Festlegung ge-
meinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt berücksichtigen (Euro-
päische Luftsicherheitsverordnung). 
 
Auf europäischer Ebene wurde damit ein dynamischer Prozess begonnen, in dessen 
Folge der Ausschuss nach Artikel 9 der Verordnung in den nächsten Jahren kontinu-
ierlich Durchführungsbestimmungen erlassen wird, die teilweise eine Anpassung na-
tionaler Luftsicherheitsvorschriften nach sich ziehen müssen. Ein gesondertes Luftsi-
cherheitsgesetz, das sich nur mit „Security“ befasst, erleichtert diese Anpassungen 
und vereinfacht den Anwendern den Überblick über die einschlägigen Regelungen. 
Auch in anderen europäischen Staaten sind die Regelungen zu „Security“ und „Safe-
ty“ in der Zivilluftfahrt getrennt. 
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Soweit die für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen der Länder nicht über die 
personelle und technische Ausstattung zum Handeln verfügen, kommt im Rahmen 
der Gefahrenabwehr eine Hilfeleistung durch die Bundeswehr in Betracht. Die Vor-
schriften enthalten eng gefasste Sonderregelungen für Maßnahmen der Streitkräfte 
als ultima ratio allein für die Fälle, in denen die Polizeibehörden der Länder nicht in 
der Lage sind, Gefahren aus dem Luftraum wirksam zu begegnen. Der vorliegende 
Entwurf regelt die Voraussetzungen und Entscheidungszuständigkeiten zwischen 
den beteiligten staatlichen Stellen sowie Fälle der Amtshilfe der Streitkräfte zuguns-
ten der für die Flugsicherung zuständigen Stelle. 
 
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Regelung von Maßnahmen der 
Streitkräfteeinsätze auf der Grundlage des Art. 35 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 1 
GG ergibt sich aus Art. 73 Nr. 1 GG, der dem Bund die ausschließliche Regelungs-
kompetenz insbesondere auch für die Verwendung der Streitkräfte in einem beson-
ders schweren Unglücksfall zuweist. Im Übrigen ergibt sich die Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes aus Art. 73 Nr. 6 GG (Luftverkehr), welcher  auch die polizeiliche 
Sicherheit des Luftverkehrs umfasst, sowie aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG (Straf- und 
Bußgeldtatbestände). Eine bundesgesetzliche Regelung hierzu ist zur Wahrung der 
Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (Art. 72 Abs. 2 GG). Die  
Straf- und Bußgeldvorschriften stehen in einem engen sachlichen Zusammenhang 
mit den ausschließlich dem Bund zugewiesenen Regelungsmaterien. Die Bewehrung 
von Verstößen kann in sachgerechter Weise nur einheitlich erfolgen. Eine Regelung 
dieser Materien durch den jeweiligen Landesgesetzgeber würde eine Rechtszersplit-
terung mit problematischen Folgen darstellen, die im Interesse sowohl des Bundes 
als auch der Länder nicht hingenommen werden kann. 
 
Eine Straffung der behördlichen Kompetenzen auf den Flughäfen ist insbesondere 
durch die Zusammenfassung der Aufsichtspflichten über die Eigensicherungsmaß-
nahmen der Flughafenbetreiber und der Luftfahrtunternehmen zu erreichen. Dazu 
wird in Artikel 1 § 17 Abs. 3 die Möglichkeit geschaffen, alle von den Ländern in Bun-
desauftragsverwaltung durchgeführte Aufgaben in bundeseigene Verwaltung zu ü-
bernehmen, wenn dies zur Gewährleistung einer bundeseinheitlichen Durchführung 
erforderlich ist. 
 
Für Bund, Länder und Kommunen entstehen durch das Gesetz keine Kosten. Soweit 
Zuständigkeiten vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen auf 
das Bundesministerium des Innern übergehen, hat dies für den Bundeshaushalt kei-
ne Auswirkungen, da kein zusätzlicher Personalbedarf entsteht. 
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Insgesamt dürften sich für die öffentlichen Haushalte sogar Einsparungen ergeben, 
die aus der verbesserten Sicherheitslage im Luftverkehr resultieren und mit der un-
gestörten Volkswirtschaft in Zusammenhang stehen. 
 
Die Durchführung von Personalkontrollen wird bei den Flugplatzbetreibern und Luft-
fahrtunternehmen zu finanziellem Mehraufwand führen, der jedoch unvermeidlich ist, 
weil die EU-Luftsicherheitsverordnung die Personalkontrollen zwingend vorschreibt. 
Würden staatliche Stellen die Personalkontrollen durchführen, müsste von den Flug-
platzbetreibern und Luftfahrtunternehmen eine Sonderabgabe erhoben werden, da in 
Anbetracht der angespannten Lage der öffentlichen Haushalte eine Refinanzierung 
unabdingbar wäre. 
 
Nennenswerte Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesonde-
re auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Die Flugpreise könnten 
sich geringfügig erhöhen, wenn Flugplatzbetreiber und Luftfahrtunternehmen die ih-
nen für die Durchführung von Personalkontrollen entstehenden Kosten auf die Flugti-
ckets umlegen. In Anbetracht des erheblichen Konkurrenz- und Wettbewerbsdrucks 
im Bereich des Luftverkehrs bleibt jedoch abzuwarten, ob sich überhaupt Auswirkun-
gen auf die Flugpreise ergeben. 
 
 

B. Einzelbegründung 
 
 

Artikel 1: Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG) 
 

Artikel 1 fasst die Vorschriften, die sich mit Sicherheitsaufgaben zur Abwehr von An-
griffen auf den Luftverkehr im Bereich der zivilen Luftfahrt (security) befassen, in ei-
nem Gesetz zusammen. Damit erleichtert man dem Außenstehenden einen Über-
blick über die Materie, die sich bisher verstreut im LuftVG befindet. Die bisher im 
LuftVG enthaltenen Luftsicherheitsvorschriften sind überdies an die Vorgaben der 
Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 anzupassen. Auch dem trägt Artikel 1 Rechnung. 
 

Abschnitt 1. Allgemeines 
 
§ 1 Zweck 
 

§ 1 regelt den Zweck des Luftsicherheitsgesetzes. Zielrichtung der gesetzlichen Re-
gelungen ist der Schutz vor Angriffen auf die zivile Luftfahrt. Als Beispiele werden 
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insoweit insbesondere Flugzeugentführungen, Sabotageakte und terroristische An-
griffe genannt, die durch die nachfolgenden Vorschriften verhindert werden sollen. 
 

 

§ 2 Aufgaben  
 

Die Vorschrift ist die grundlegende Bestimmung, welche die Aufgaben der Luftsi-
cherheitsbehörde zuweist. 
 
 

Abschnitt 2.  Sicherheitsmaßnahmen 
Der Abschnitt regelt den Katalog der Befugnisse, die den Luftsicherheitsbehörden 
zur Abwehr von äußeren Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs zur Verfügung 
stehen. Bislang waren für diese Maßnahmen die Luftfahrtbehörden zuständig. Auf-
grund der Überführung der „security“-Vorschriften in ein eigenes Gesetz ist zur Klar-
stellung eine Änderung der Bezeichnung der Behörden, die diese Aufgaben durchzu-
führen haben, geboten (Luftsicherheitsbehörden). Diese Änderung der Behördenbe-
zeichnung schließt aber nicht aus, dass die Aufgaben zukünftig von den gleichen 
Dienststellen wahrgenommen werden. Die Regelung der Zuständigkeitsverteilungen 
obliegt der Organisationshoheit von Bund und Ländern (vgl. im Einzelnen Begrün-
dung zu § 17 Abs. 2).  
 
 
§ 3 Allgemeine Befugnisse der Luftsicherheitsbehörde 
  

§ 3 legt fest, dass die Luftsicherheitsbehörden die zur Abwehr von Angriffen auf die 
Sicherheit des Luftverkehrs erforderlichen Maßnahmen zu treffen haben. Der Ver-
weis auf § 5 ist nicht abschließend, sondern lässt auch weitere Maßnahmen zu, die 
im Einzelfall zur Abwehr von Angriffen notwendig werden können.  
 
 
§ 4 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
 

Die Bestimmung entspricht § 14 BGSG und – redaktionell angepasst - § 2 MEPolG. 
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit hat Verfassungsrang und verpflichtet die ge-
setzesvollziehenden Behörden, von verschiedenen möglichen Maßnahmen nur die-
jenige zu ergreifen, die geeignet, erforderlich und verhältnismäßig ist.  
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Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass von den rechtlich und tatsächlich möglichen 
Maßnahmen diejenige zu ergreifen ist, die mit dem geringsten Eingriff verbunden ist.  
 
Absatz 2 enthält den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne. Die zur 
Gefahrenabwehr mögliche, geeignete und mildeste Maßnahme darf nicht zu einem 
Nachteil für den Einzelnen oder die Allgemeinheit führen, der zu dem erstrebten Er-
folg erkennbar außer Verhältnis steht. 
 
Absatz 3 beinhaltet das Verbot des zeitlichen Übermaßes. Eine Maßnahme ist zu 
beenden, wenn ihr Zweck erreicht ist oder feststeht, dass er nicht oder nicht mehr 
erreichbar ist. 
 

 

§ 5 Besondere Befugnisse der Luftsicherheitsbehörde 
 

Absatz 1 enthält die Regelung der Standardmaßnahmen der Luftsicherheitsbehörde.  
 
Absatz 2 regelt den Platzverweis von Personen. Sämtliche Personen, die beim Zu-
gang zu den nicht allgemein zugänglichen Bereichen des Flughafens durchsucht 
werden können - also neben Fluggästen auch Mitarbeiter der Flugplatzbetreiber, der 
Luftfahrtunternehmen und anderer am Flughafen tätiger Unternehmen und sonstige 
Personen (vgl. die Begründung zu § 8 Absatz 1 Nr. 5) - können am Betreten dieser 
Bereiche gehindert oder aus diesen Bereichen verwiesen werden.  
 
Absatz 3 betrifft die Kontrollen der nicht von Personen mitgeführten Gegenstände. 
Die Luftsicherheitsbehörden haben diese Gegenstände nach Maßgabe der Verord-
nung (EG) Nr. 2320/2002 Kontrollen zu unterziehen. 
 
Die Einzelbefugnisse der Absätze 2 und 3 überschneiden sich teilweise mit den Si-
cherungsmaßnahmen der Flugplatzbetreiber (§ 8) und der Luftfahrtunternehmen  
(§ 9). Sofern diese Maßnahmen nicht als hoheitliche Maßnahmen durch die Luftsi-
cherheitsbehörde oder in ihrem Auftrag durchgeführt werden, wie die Kontrollen der 
Fluggäste, ihrer mitgeführten Gegenstände und des aufgegebenen Gepäcks, sollen 
diese Maßnahmen in erster Linie als Eigensicherungsmaßnahmen durchgeführt wer-
den. Die Befugnisse der Luftsicherheitsbehörde dienen dann nur als Ergänzung. 
Nicht allgemein zugängliche Bereiche sind Bereiche innerhalb der Einfriedung eines 
Flugplatzes, in dem ein Anschlag insbesondere auf Luftfahrzeuge mittelbar vorberei-
tet und/oder ausgeübt werden kann. Davon zu unterscheiden sind „sicherheitsemp-
findliche Bereiche“, die immer zugleich auch nicht allgemein zugängliche Bereiche 
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sind. Sicherheitsempfindliche Bereiche sind Bereiche, in denen unmittelbar ein An-
schlag insbesondere auf Luftfahrzeuge vorbereitet und/oder ausgeübt werden kann. 
Die nicht allgemein zugänglichen und sicherheitsempfindlichen Bereiche sind im 
Luftsicherheitsplan des jeweiligen Flugplatzes und des Luftfahrtunternehmens aus-
zuweisen.  
 
Absatz 4 trägt dem Umstand Rechnung, dass es bei bestimmten Gefahrensituatio-
nen notwendig werden kann, die Sicherheitsmaßnahmen nach Absatz 1 und 2 in den 
Betriebs- und Geschäftsräumen der Unternehmen durchzuführen. Zusätzlich zu den 
Befugnissen nach Absatz 1 und 2 muss daher ein verfassungskonform ausgestalte-
tes Recht zum Betreten dieser Räume normiert werden. Der Sachzweck verlangt 
keine Durchsuchung; eine derartige Befugnis ist in Absatz 4 nicht vorgesehen. 
 
Absatz 5 eröffnet die Möglichkeit, die Luftsicherheitskontrollen durch Beliehene wahr-
nehmen zu lassen, die dann unter Aufsicht der Luftsicherheitsbehörde tätig sind. 
 
Absatz 6 stellt klar, dass die Befugnisse der allgemeinen Gefahrenabwehrbehörden 
unberührt bleiben.  
 

 

§ 6 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

 
Die Schaffung bereichsspezifischer Datenschutzvorschriften im Luftsicherheitsgesetz 
ist nur insoweit erforderlich, als der Umgang mit personenbezogenen Daten gegen-
über dem Datenverkehr, wie er bei den Luftsicherheitsbehörden bereits in Erfüllung 
ihrer bisherigen Aufgaben anfällt, in regelungsbedürftiger Weise abweicht. Dies ist für 
den überwiegenden Bereich der Tätigkeit der Luftsicherheitsbehörden nicht der Fall. 
Bereichsspezifische Besonderheiten existieren allerdings hinsichtlich des Umgangs 
mit den Daten aus der Zuverlässigkeitsüberprüfung. Für diese trifft § 7 angepasste 
Regelungen.  
 
§ 6 regelt demgegenüber die allgemeinen Befugnisse der Luftsicherheitsbehörden 
zur Datenverarbeitung. Absatz 1 nimmt dabei – deklaratorisch –  auf bereits existie-
rende aufgabenbezogene Befugnisnormen für die Luftsicherheitsbehörden Bezug. Im 
Fall einer Übertragung der Aufgaben der Luftsicherheitsbehörde auf den BGS (Art. 1 
§ 17 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Art. 3 Nr. 1) sind dies z.B. die Vorschriften des BGSG über 
die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten (vgl. insbeson-
dere §§ 21, 29, 32, 33, 35 BGSG). Diese enthalten die Befugnisnormen ebenso wie 
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die Betroffenenrechte, etwa in Form der Berichtigungs-, Löschungs- und Auskunfts-
pflichten der Behörden.  
 
Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 69 LuftVG. Bei erfolgten oder 
drohenden Angriffen auf die Luftsicherheit müssen die zuständigen Behörden grenz-
übergreifend schnell handeln. Hierzu zählt auch die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten (Passagierlisten, Daten der Besatzungsmitglieder). Bei einer Übermittlung 
ins Ausland sind grundsätzlich die Interessen der Betroffenen gegen das öffentliche 
Interesse an der Übermittlung abzuwägen, allerdings kann in Ausnahmekonstellatio-
nen eine Abwägung unter Berücksichtigung des Datenschutzniveaus bei der emp-
fangenden Stelle zurückstehen. Eine solche Fallkonstellation beschreibt Absatz 2. 
Dies ist sachgerecht, weil insbesondere bei erfolgten oder drohenden terroristischen 
Angriffen unmittelbares Handeln geboten ist und bereits die Feststellung des jeweili-
gen ausländischen Datenschutzniveaus als Grundlage für eine Abwägung tatsächlich 
nicht möglich ist. Eine dennoch getroffene gesetzliche Anordnung würde ins Leere 
laufen. Der Verzicht auf eine besondere gesetzliche Anordnung der Abwägung unter 
Berücksichtigung des Datenschutzniveaus bei der empfangenden Stelle führt nicht 
dazu, dass evtl. entgegenstehende Interessen der Betroffenen außer Betracht blei-
ben, sie sind vielmehr nach § 4 zu berücksichtigen.  
 
Die Regelung steht nicht im Widerspruch zu den Anforderungen der EG-Daten-
schutzrichtlinie 46/95/EG. Tätigkeiten betreffend die öffentliche Sicherheit, die Lan-
desverteidigung und die Sicherheit des Staates unterfallen ausdrücklich nicht deren 
Anwendungsbereich (Art. 3 Abs. 2 Richtlinie 95/46/EG). Im Übrigen entspricht Absatz 
2 dem in Umsetzung des Art. 26 Abs. 1 Buchstabe d) der Richtlinie in das Bundesda-
tenschutzgesetz aufgenommenen Ausnahmetatbestand des § 4c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
BDSG, der zur Wahrnehmung eines wichtigen öffentlichen Interesses eine Übermitt-
lung an ausländische Stellen auch dann zulässt, wenn bei ihnen ein angemessenes 
Datenschutzniveau nicht gewährleistet ist. 
 
 
§ 7 Zuverlässigkeitsüberprüfungen 

 
Die Vorschrift ersetzt die bisherige Regelung des § 29d LuftVG zur Zuverlässigkeits-
überprüfung. Um bestehende Sicherheitslücken zu schließen, sieht diese Vorschrift 
Änderungen vor, die eine umfassendere und effektivere Durchführung der Überprü-
fungen ermöglichen sollen.  Zugleich enthält diese Vorschrift der allgemeinen Rege-
lung in § 6 vorgehende, besondere Bestimmungen über die Erhebung und Verwen-
dung personenbezogener Daten zu Zwecken der Zuverlässigkeitsüberprüfung. Sie 
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werden hinsichtlich der Einzelheiten der Erhebung und Verwendung durch die Ver-
ordnung nach § 18 Absatz 1 ergänzt. 
 
Das Zusammenspiel mit der allgemeinen Vorschrift in § 6 ist zu beachten. Soweit die 
besonderen Erhebungs- und Verwendungsbestimmungen dieser Vorschrift keine 
abweichenden Regelungen enthalten, müssen die Luftsicherheitsbehörden ihren sich 
aus den in § 6 in Bezug genommenen Vorschriften ergebenden Verpflichtungen 
nachkommen. So ergibt sich die Verpflichtung zur Berichtigung unrichtiger Daten e-
benso wie die Verpflichtung zur Auskunftserteilung für die im Rahmen einer Zuver-
lässigkeitsüberprüfung erhobenen und verarbeiteten Daten bereits aus den allgemei-
nen Vorschriften.  
 
Absatz 1 regelt den Kreis der Personen, für die eine Zuverlässigkeitsüberprüfung 
durchzuführen ist. Satz 1 Nummer 1 erfasst alle Personen, die aus beruflichen Grün-
den Zutritt zu den Sicherheitsbereichen der Flughäfen erhalten, sofern er nicht nur 
gelegentlich erfolgt. In Anlehnung an § 10 Abs. 2 der Luftverkehrs-Zuverlässigkeits-
überprüfungsverordnung ist der Begriff „nicht nur gelegentlich“ dahingehend zu ver-
stehen, dass der Zugang häufiger als einmal pro Monat gewährt wird.  
 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 gilt u.a. auch für Praktikanten und Personen, die im Rahmen 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen eine berufliche Tätigkeit auf Flugplätzen aus-
üben. Nummer 2 gilt für Arbeitnehmer, deren Arbeitsstätten zwar in der Regel außer-
halb der Sicherheitsbereiche der Flugplätze liegen, die aber aufgrund der Art ihrer 
Tätigkeit dennoch die Möglichkeit haben, die Luftsicherheit nachhaltig zu beeinträch-
tigen. Bei diesen Personen muss die Durchführung einer Zuverlässigkeitsüberprü-
fung auch dann erfolgen, wenn ihnen kein Zugang zu nicht allgemein zugänglichen 
Bereichen von Flugplätzen gewährt werden soll. Die genannten „Versorgungsunter-
nehmen“ sind insbesondere die Catering-Firmen, also Betriebe, die Essen und Ge-
tränke für die Fluggäste an Bord zuliefern. Von Nummer 2 erfasst sind auch Sicher-
heitsbeauftragte nach der EU-Luftsicherheitsverordnung, die in Fracht- und Catering-
bereichen die Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen überwachen sollen. Nummer 
3 knüpft an die bisherigen Regelung in § 29d Absatz 1 Nr. 3 LuftVG an.  
 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 dehnt die Zuverlässigkeitsüberprüfung auf Luftfahrer im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 LuftVG sowie auf Flugschüler aus. Damit soll ein besse-
rer Schutz auch auf Kleinflughäfen und der allgemeinen Luftfahrt gewährleistet wer-
den. Nummer 5 erstreckt die Zuverlässigkeitsüberprüfung auf Mitglieder flughafenan-
sässiger Vereine, Schülerpraktikanten und Sportflieger (d.h. Personen, die keine 
Luftfahrererlaubnis nach § 4 LuftVG benötigen), die nicht nur gelegentlich Zugang zu 
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nicht allgemein zugänglichen Bereichen von Flugplätzen haben. Obwohl diese Per-
sonen nicht beruflich auf den Flugplätzen tätig sind, haben sie in gleicher Weise wie 
die in beruflichem Zusammenhang tätigen Personen die Möglichkeit, Einfluss auf die 
Sicherheit des Luftverkehrs zu nehmen.  
 
Absatz 2 Satz 1 sieht im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage vor, dass der Betrof-
fene und nicht der Arbeitgeber Antragsteller für die Durchführung einer Zuverlässig-
keitsüberprüfung ist. Damit werden elementare Mitwirkungsrechte des Betroffenen 
gesetzlich verankert. Satz 2 dient der Transparenz des Verfahrens der Zuverlässig-
keitsüberprüfung. Die Vorschrift lehnt sich an § 4 Abs. 3 Satz 1 BDSG an. Der Betrof-
fene ist bei Antragstellung (z.B. durch entsprechende Hinweise in dem von ihm aus-
zufüllenden Formular) darüber aufzuklären, welche Behörde als Luftsicherheitsbe-
hörde die Zuverlässigkeitsüberprüfung vornimmt, zu welchen Zwecken seine Daten 
verwendet werden, welche Stellen an der Überprüfung beteiligt sind und wer über 
das Ergebnis der Überprüfung unterrichtet wird. 
 
 
Absatz 3 legt fest, bei welchen Stellen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfung 
Informationen eingeholt werden dürfen. Neu ist die in Satz 1 Nr. 4 enthaltene Befug-
nis, bei ausländischen Personen unmittelbar Auskünfte aus dem Ausländerzentralre-
gister einzuholen, sowie die in diesen Fällen vorgesehene Möglichkeit der Anfrage 
an die Ausländerbehörden. Damit werden auch etwaige nur bei den Ausländerbe-
hörden vorhandene Informationen, die nicht im AZR gespeichert sind, für die Sicher-
heitsüberprüfung zugänglich gemacht. Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass 
insbesondere bei ausländischen Arbeitsnehmern, die sich erst seit wenigen Jahren 
im Bundesgebiet aufhalten, nicht selten eine ausreichende Grundlage für die Beurtei-
lung der Zuverlässigkeit der Betroffenen fehlt. Alleine aufgrund des Fehlens von Ein-
tragungen im Bundes- oder Ausländerzentralregister, fehlender Erkenntnisse der Si-
cherheits- und Ausländerbehörden kann in diesen Fällen keine belastbare Entschei-
dung über die Zuverlässigkeit des Betroffenen ergehen. Unter Berücksichtigung der 
besonderen Gefährdung des Luftverkehrs durch terroristische Angriffe ist es erforder-
lich, vom Betroffenen eine zumutbare Mitwirkung an der Überprüfung zu fordern. In 
Betracht kommt beispielsweise die Vorlage von  Dokumenten zu  früheren Tätigkei-
ten im Ausland, von Zeugnissen ausländischer Sicherheitsbehörden sowie von Un-
terlagen, die geeignet sind, die Identität des Betroffenen zu belegen oder glaubhaft 
zu machen. Die Einzelheiten werden durch die Verordnung nach § 18 Abs.1 gere-
gelt. 
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Absatz 4 ersetzt die bisherige Regelung des § 29d Abs. 3 LuftVG und regelt die Vor-
aussetzungen der Befugnis zu Anfragen an die Strafverfolgungsbehörden klarer als 
bisher. Derartige Anfragen sind demnach z. B. zulässig, wenn die polizeilichen Aus-
künfte über ein gegen den Betroffenen gerichtetes Ermittlungs- oder Strafverfahren 
noch keine abschließende Entscheidung über die Bewertung der Zuverlässigkeit des 
Betroffenen ermöglichen und die Luftsicherheitsbehörden hierzu nähere Auskünfte 
der Strafverfolgungsbehörden (Staatsanwaltschaften, Finanzämter für Fahndung und 
Strafsachen, Hauptzollämter, Strafgerichte) benötigen.  
 
Absatz 5 regelt die Durchführung der Gewährung rechtlichen Gehörs und ersetzt den 
bisherigen § 29d Abs. 4 LuftVG. Geheimhaltungspflichten der beteiligten Stellen sind 
zu beachten. Da nicht nur die von den Sicherheitsbehörden, sondern auch die von 
Strafverfolgungsbehörden übermittelten Erkenntnisse Geheimhaltungspflichten unter-
liegen können, erstreckt Satz 2 die vorherige Anhörungspflicht auch auf die Strafver-
folgungsbehörden, deren ausdrückliches Einvernehmen mit der Bekanntgabe der 
Erkenntnisse an den Betroffenen einzuholen ist. Satz 3 begründet eine Verpflichtung 
des Betroffenen zu wahrheitsgemäßen Angaben. Die Norm sieht jedoch von weiter-
gehenden Mitteilungspflichten des Betroffenen nach Abschluss der Zuverlässigkeits-
überprüfung ab; diese wären letztlich nicht praktikabel, da für den Betroffenen kaum 
abzuschätzen ist, welche neu hervorgetretenen privaten Umstände ein mitteilungs-
pflichtiges Zuverlässigkeitsrisiko begründen könnten. Die in Absatz 9 vorgesehene 
Nachberichtspflicht der Sicherheitsbehörden erscheint insoweit ausreichend.  
 
Absatz 6 regelt die Konsequenzen einer unterbliebenen oder mit Beanstandungen 
durchgeführten Überprüfung. Die Luftsicherheitsbehörde erteilt dem Betroffenen ei-
nen Bescheid, der im Fall einer ablehnenden Entscheidung zu begründen ist. Gegen 
einen ablehnenden Bescheid (belastender Verwaltungsakt) ist der Rechtsweg zu den 
Verwaltungsgerichten eröffnet. 
 
Absatz 7 ersetzt die bisherige Regelung des § 29d Abs. 5 LuftVG. Die Luftsicher-
heitsbehörde darf die übermittelten personenbezogenen Daten ausschließlich für die 
ihr obliegende Aufgabe der Zuverlässigkeitsüberprüfung nutzen. Zur Klarstellung 
wurde in Satz 1 aufgenommen, dass sich die Verarbeitungs- und Nutzungsbefugnis 
auch auf Erkenntnisse erstreckt, welche den Luftsicherheitsbehörden von Strafver-
folgungsbehörden übermittelt worden sind.  
 
Absatz 8 sieht eine wechselseitige Unterrichtungspflicht der Luftsicherheitsbehörden 
über die Ergebnisse von Zuverlässigkeitsüberprüfungen vor, soweit diese im Einzel-
fall erforderlich ist, z. B. weil der Betroffene seinen Tätigkeitsbereich in ein anderes 
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Bundesland verlegt. Nach der Zuständigkeitsregelung in § 17 Abs. 2 führen grund-
sätzlich die Länder die Zuverlässigkeitsüberprüfungen in Bundesauftragsverwaltung 
durch. Die wechselseitige Unterrichtungspflicht dient der Vermeidung mehrfacher 
Sicherheitsüberprüfungen in verschiedenen Bundesländern. Die in Absatz 7 Satz 1 
geregelte Zweckbindung hinsichtlich der erhobenen Daten gilt nach Satz 2 entspre-
chend. Daneben findet auch für die unterrichtete Luftsicherheitsbehörde die Daten-
schutzbestimmung des § 6 Anwendung. 
 
Absatz 9 begründet eine Nachberichtspflicht der nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 2, 4 und 5  
bei der Zuverlässigkeitsüberprüfung beteiligten Behörden und Stellen, wenn dort 
nach Abschluss der Prüfung neue für die Beurteilung der Zuverlässigkeit bedeutsa-
me Informationen bekannt werden. Andernfalls könnten diese Erkenntnisse erst bei 
der nächsten turnusgemäßen Zuverlässigkeitsüberprüfung einfließen. Satz 2 regelt 
die Speicherbefugnis, ohne welche die Nachberichtspflicht nicht verwirklicht werden 
könnte. Die Speicherbefugnis umfasst die mit einer Anfrage nach Absatz 2 übermit-
telten Grunddaten des Betroffenen und die Aktenfundstelle der angefragten Stelle. 
Nur so können nachträglich anfallende Informationen zu dem Betroffenen mit dem 
Anfragevorgang verknüpft werden. 
 
Durch Absatz 9 Satz 3 wird den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der 
Länder zusätzlich zu der Speicherbefugnis nach Absatz 9 Satz 2 die Speicherung 
der Grunddaten des Betroffenen und ihrer Aktenfundstelle in einer gemeinsamen 
Datei im Nachrichtendienstlichen Informationssystem (NADIS) ermöglicht. Eine ent-
sprechende Regelung besteht bereits für den Bereich der Sicherheitsüberprüfungen 
in § 20 Abs. 2 Satz 2 SÜG. Durch diese zusätzliche Speicherung wird sichergestellt, 
dass alle bei den Verfassungsschutzbehörden nachträglich anfallenden Erkenntnisse 
der Anfrage der Luftsicherheitsbehörde zugeordnet werden können und in den 
Nachbericht einfließen. Da die Beantwortung der Erkenntnisanfragen im Rahmen der 
luftsicherheitsrechtlichen Zuverlässigkeitsüberprüfung keine Mitwirkung an einer Si-
cherheitsüberprüfung im Sinne des § 3 Abs. 2 BVerfSchG darstellt, ist hier eine Spei-
cherung personenbezogener Daten im NADIS auf der Grundlage der für Sicherheits-
überprüfungen geltenden Regelungen der §§ 6 Satz 3, 10 Abs. 1 Nr. 3 BVerfSchG 
nicht möglich. Es ist daher erforderlich, diese zusätzliche Speicherbefugnis an dieser 
Stelle in unmittelbarem Zusammenhang mit der Speicherbefugnis nach Absatz 9 
Satz 2 gesetzlich zu regeln.  
 
Absatz 10 erlaubt den Luftsicherheitsbehörden die internationale Kooperation bei 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen. Diese ist auch bei Anfragen ausländischer, über- 
oder zwischenstaatlicher Stellen durch die Luftsicherheitsbehörden selbst vorzuneh-
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men. Übermittelt werden dürfen im Zuge dieser Kooperation nach Satz 2 nur die der 
Identifizierung des Betroffenen dienenden personenbezogenen Daten sowie das Er-
gebnis der Überprüfung, nicht aber die der Überprüfung zugrunde liegenden Daten. 
Satz 3 schließt die Übermittlung aus, wenn der Betroffene ein schutzwürdiges Inte-
resse hieran hat. Dies kann dann der Fall sein, wenn bei der empfangenden Stelle 
kein angemessenes Datenschutzniveau gewährleistet ist. Zur Gewährleistung der 
Zweckbindung schreibt Satz 4 einen entsprechenden Hinweis an den Übermittlungs-
empfänger vor. 
 
Absatz 11 regelt – ergänzend zu den allgemeinen datenschutzrechtlichen Regelun-
gen – spezifische Löschungsfristen für die Daten aus der Zuverlässigkeitsüberprü-
fung. Die Luftsicherheitsbehörden können die Daten demnach bis zu drei Jahre nach 
dem Ausscheiden des Betroffenen aus einer der die Zuverlässigkeitsüberprüfung 
auslösenden Tätigkeiten speichern (Satz 1 Nummer 1 b). Durch die weitere Speiche-
rung wird dem Betroffenen die erneute Aufnahme einer entsprechenden Tätigkeit 
erleichtert. Nach dem Ablauf von drei Jahren kann davon ausgegangen werden, 
dass der Betroffene vermutlich keine neue Tätigkeit nach Absatz 1 aufnehmen wird. 
Die Daten sind außerdem zu löschen, wenn die Zuverlässigkeitsüberprüfung erstma-
lig durchgeführt wurde, der Betroffene die entsprechende Tätigkeit aber nicht inner-
halb eines Jahres aufgenommen hat (Satz 1 Nummer 1 a).  
 
Soweit die nach Absatz 3 Satz 1 Nr.2,4 und 5 beteiligten Behörden und Stellen zur 
Erfüllung ihrer Mitteilungspflicht den beschränkten Datensatz nach Absatz 9 spei-
chern dürfen, gelten dieselben Löschungsfristen wie für die Luftsicherheitsbehörden 
(Satz 1 Nummer 2 a). Die Luftsicherheitsbehörden unterrichten die entsprechenden 
beteiligten Stellen, damit diese ihre Löschungsverpflichtungen erfüllen können. 
 
Besteht Grund zur Annahme, dass durch die Löschung schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen beeinträchtigt werden, sind die Daten nicht zu löschen, sondern für 
die weitere Verwendung zu sperren (Satz 2). Die Regelung entspricht § 22 Abs. 3 
SÜG. Erfasst ist zum Beispiel der Fall, dass der Betroffene Schadensersatzforderun-
gen erhebt mit der Behauptung, dass unrichtige Daten über ihn mitgeteilt wurden. 
 
Der Grundsatz, dass Daten zu löschen sind, wenn ihre Speicherung unzulässig oder 

nicht mehr erforderlich ist, bedarf hier keiner Regelung. Dies ergibt sich bereits aus 

den allgemeinen Vorschriften. 

 

§ 8 Sicherungsmaßnahmen der Flugplatzbetreiber 
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Die Bestimmung ersetzt den bisherigen § 19b LuftVG. Die Vorschrift normiert Ver-
pflichtungen als eigenen Beitrag der Flughafenunternehmer, die zur Sicherung des 
Flughafenbetriebs insbesondere im Hinblick auf den Schutz vor Gefahren für die Si-
cherheit des zivilen Luftverkehrs erforderlich sind. Da angesichts der anhaltenden 
Gefahrenlage präventive Maßnahmen auf Dauer geboten sind, müssen die von den 
Flughafenunternehmern zu errichtenden Bauwerke, Räume und Einrichtungen so 
angelegt sein, dass sie derartige Vorkehrungen ermöglichen. 
 
Absatz 1 Nr. 1 verlangt daher eine entsprechende bauliche Gestaltung; im zweiten 
Halbsatz wird der Begriff „Bauwerke“ nicht mehr verwendet, da er zu Unsicherheiten 
bei der Kostentragung geführt hat; damit ist klargestellt, dass nur die behördlichen 
Kontrollgeräte von der Kostentragung durch die Flugplatzbetreiber ausgenommen 
sind. Lediglich die Kosten der Simulationskammern sind als „Einrichtungen“ durch die 
Luftsicherheitsbehörden zu tragen. 
 
Absatz 1 Nr. 2 zweiter Halbsatz beseitigt Unklarheiten bei der Kostentragung beim 
Einbau von mehrstufigen Kontrollgeräten in Gepäckförderanlagen der Flugplätze; die 
Luftsicherheitsbehörde trägt lediglich die Kosten der Geräte. Besondere Teile der 
Fördertechnik, Staubänder, Steuertechnik und ähnliches geht zu Lasten der Flug-
platzbetreiber. 
 
In Absatz 1 Nr. 3 wird ausdrücklich festgestellt, dass es Aufgabe des Flugplatzbetrei-
bers ist, den Fluggast herbeizuholen und dafür gegebenenfalls erforderliche techni-
sche Anlagen zu installieren und zu betreiben. Falls es aus zeitlichen Gründen oder 
wegen der Entfernungen auf dem Flughafen nicht möglich ist den Fluggast herbeizu-
holen, ist der Flugplatzbetreiber verpflichtet, erforderliche Durchsuchungen auch in 
Abwesenheit des Fluggastes durchzuführen. Die eventuell erforderliche Öffnung der 
Schlösser von Gepäckstücken ist Aufgabe des Flugplatzbetreibers. 
 
Absatz 1 Nr. 5 legt dem Flugplatzbetreiber die Pflicht auf, den genannten Personen-
kreis sowie die mitgeführten Gegenstände und Fahrzeuge beim Zutritt zu den sicher-
heitsempfindlichen Bereichen zu kontrollieren. Die Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 
Anhang 2.3 verpflichtet die Mitgliedsstaaten ab dem 19. Januar 2004 zur Durchfüh-
rung entsprechender Maßnahmen, danach ist das gesamte Personal, einschließlich 
der Flugbesatzungen, zusammen mit allen mitgeführten Gegenständen zu durchsu-
chen, bevor ihnen Zugang zu den sensiblen Teilen der Sicherheitsbereiche gestattet 
wird; die sensiblen Teile der Sicherheitsbereiche werden nach einer Übergangsfrist 
von der EU-Kommission einheitlich festgelegt. Dass die Durchführung dieser Siche-
rungsmaßnahmen dem Flugplatzbetreiber auferlegt wird, begegnet keinen durchgrei-
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fenden verfassungsrechtlichen Bedenken. Die Aufgabe der Durchsuchung des Per-
sonals gehört nicht zum Bereich des staatlichen Gewaltmonopols. Die Durchsuchun-
gen dienen dem Schutz der Sicherheit des Luftverkehrs und haben somit die gleiche 
Zielrichtung wie die dem Flugplatzbetreiber schon jetzt obliegenden Eigensiche-
rungsmaßnahmen nach dem bisherigen § 19b LuftVG. Die Kosten dieser Maßnah-
men sind von dem Flugplatzbetreiber zu tragen. Ergänzend hat auch die Luftsicher-
heitsbehörde diese Befugnis, um in besonderen Situationen den Zugang zu diesen 
Bereichen über die eigenen Kontrollstellen auch anderen Personen als Fluggästen 
gewähren zu können. Der Flugplatzbetreiber übt seine Befugnis nicht als Beliehener 
aus, unterliegt aber der Aufsicht und den Qualitätssicherungsmaßnahmen der Luftsi-
cherheitsbehörde. 
 
Absatz 1 Nr. 6 bestimmt, dass die Verpflichtung aus der Verordnung (EG) Nr. 
2320/2002 Anhang 12 zur Schulung des Personals durch den Flugplatzbetreiber für 
seine Mitarbeiter durchzuführen ist. 
 
§ 8 gilt in erster Linie für Verkehrsflughäfen, weil hier die Gefahrenlage Sicherheits-
maßnahmen unumgänglich macht. Es kann jedoch geboten sein, dass auch auf an-
deren Flugplätzen solche Sicherheitsmaßnahmen zumindest teilweise durchzuführen 
sind. Deshalb sieht Absatz 2 weiterhin die Möglichkeit für eine solche Erstreckung 
vor. Damit besteht zugleich die Möglichkeit, alle Sicherheitsmaßnahmen des § 8 auf 
Flugplätzen anzuordnen, die eines der Größenkriterien der Verordnung (EG) 
2320/2002 Art. 4 (3) erfüllen. 
 
 

§ 9 Sicherungsmaßnahmen der Luftfahrtunternehmen 
 

Die Bestimmung ersetzt den bisherigen § 20a LuftVG. Ebenso wie die Flugplatz-
betreiber sind die Luftfahrtunternehmen bestimmten Eigensicherungspflichten unter-
worfen. 
 
Absatz 1 Nr. 1 verpflichtet das Luftfahrtunternehmen die durch die Verordnung EG 
2320/2002 vorgeschriebenen Sicherheitsmaßnahmen als Eigensicherungsmaßnah-
men durchzuführen, soweit diese Sicherheitsmaßnahmen nicht durch die Luftsicher-
heitsbehörde durchgeführt werden. Eigensicherungsmaßnahmen sind unter anderem 
die Bordkartenkontrolle und die Gepäckidentifizierung. Durchsuchungen von Flug-
gästen und Gepäck sind durch das Luftfahrtunternehmen nur ausnahmsweise durch-
zuführen, sofern die hoheitlichen behördlichen Kontrollen nicht verfügbar sind, bei-
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spielsweise beim Start einer größeren Maschine auf einem Flugplatz, auf dem keine 
behördlichen Luftsicherheitsmaßnahmen durchgeführt werden.  
 
Zur Durchführung der Sicherungsmaßnahmen für Fracht, Post oder sonstigen Ge-
genständen, die in das Flugzeug verbracht werden sollen, die im Anhang 6 bis 10 
der Verordnung (EG) 2320/2002 aufgeführt sind, ist das Luftfahrtunternehmen ver-
pflichtet. Das Luftfahrtunternehmen kann sich nach Anhang 6 und 7 eines zugelas-
senen (reglementierten) Beauftragten für Fracht oder eines zugelassenen Post-
dienstleisters bedienen und die Kontrollen auch außerhalb des Flugplatzgeländes 
vornehmen. Das Luftfahrtunternehmen übt diese Befugnis als Eigensicherungsmaß-
nahme aus, unterliegt dabei den Vorgaben, der Aufsicht und den Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen der Luftsicherheitsbehörde (z.B. Verfahren, Geräteausstattung, 
Nutzung von Simulationskammern in ausgewählten Fällen). 
 
Absatz 1 Nr. 2 zweiter Halbsatz verpflichtet das Luftfahrtunternehmen die Siche-
rungsmaßnahmen des Flugplatzbetreibers durchzuführen, für Bereiche auf Flugplät-
zen, die das Luftfahrtunternehmen in eigener Verantwortung betreibt. 
 
Absatz 1 Nr. 3 bestimmt, dass die Verpflichtung aus der Verordnung (EG) Nr. 
2320/2002 Anhang 12 zur Schulung des Personals durch das Luftfahrtunternehmen 
für bestimmte Mitarbeiter durchzuführen ist. 
 
Absatz 1 Nr. 5 korrespondiert mit der entsprechenden Verpflichtung des Flugplatz-
betreibers in § 8 Absatz 1 Nr. 7. In einer konkreten Bedrohungssituation muss die 
Luftsicherheitsbehörde die Möglichkeit haben, sowohl auf das Luftfahrtunternehmen 
als auch auf den Flugplatzbetreiber zuzugreifen. 
 
Unter den in Absatz 4 genannten Voraussetzungen können die Luftfahrtunternehmen 
und Halter von Luftfahrzeugen auch dann zu Sicherungsmaßnahmen nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 verpflichtet werden, wenn die betriebenen Luftfahrzeuge ein Höchst-
gewicht von nicht mehr als 5,7 t Höchstgewicht aufweisen.  
 
 
§ 10 Zugangsberechtigung 
 

§ 10 regelt die Pflichten derjenigen Personen, denen nach durchgeführter Zuverläs-
sigkeitsüberprüfung (§ 7) eine Zugangsberechtigung erteilt wird. 
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§ 11 Verbotene Gegenstände 
 

Die Bestimmung ersetzt den bisherigen § 27 Abs. 4 LuftVG. Zur Klarstellung wurde 
der in Absatz 1 Nr. 1 und 2 enthaltene Katalog auf alle Gegenstände und Stoffe er-
weitert, welche die Sicherheit des Luftverkehrs gefährden können. Die Befugnis zur 
Zulassung von Ausnahmen wird jedoch vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen, welches hierüber bisher im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium des Innern entschieden hat, ausschließlich auf das Bundesministerium 
des Innern übertragen. 
 
 
§ 12 Aufgaben und Befugnisse des Luftfahrzeugführers 
 

Diese Bestimmung tritt an die Stelle von § 29 Abs. 3 des Luftverkehrsgesetzes, der 
bislang die Zuständigkeit des Luftfahrzeugführers für die Sicherheit und Ordnung des 
Luftverkehrs während des Flugbetriebs regelte. 
 
Absatz 1 entspricht im Wesentlichen dem geltenden § 29 Abs. 3 Satz 1 des Luftver-
kehrsgesetzes, stellt aber ausdrücklich klar, dass der Luftfahrzeugführer während 
des Fluges die hoheitliche Aufgabe der Gefahrenabwehr als Beliehener wahrnimmt. 
 
Die Aufgabenwahrnehmung als Beliehener stellt umgekehrt klar, dass der Luftfahr-
zeugführer den originären Hoheitsträger nicht bei seiner hoheitlichen Aufgabenwahr-
nehmung hindern kann (vgl. Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen, 23. Ausschuss, BT-Drucksache  3/478 vom 24. Juni 1958,  
S. 4). Die Hoheitsbefugnisse des Luftfahrzeugführers stellen lediglich eine "Ergän-
zung" der im allgemeinen von den Luftfahrtbehörden wahrgenommenen Gefahren-
abwehr dar. Eine Aufgabenwahrnehmung anderer Behörden, insbesondere von Or-
ganen des Bundes ist hierdurch nicht ausgeschlossen. 
 
Absatz 2 regelt die einzelnen Befugnisse, die dem Luftfahrzeugführer bei Wahrneh-
mung der ihm nach Absatz 1 übertragenen Hoheitsaufgaben zur Verfügung stehen. 
Dabei hat er den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 
 
Absatz 3 regelt die Anwendung der Zwangsmittel. Hinsichtlich des Schusswaffen-
gebrauchs wird die durch das Terrorismusbekämpfungsgesetz in § 29 Abs. 3 des 
Luftverkehrsgesetzes als Satz 3 eingeführte Regelung übernommen. 
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Absatz 4 entspricht dem geltenden § 29 Abs. 3 Satz 2 des Luftverkehrsgesetzes. 
 
Absatz 5 sieht eine Haftungsfreistellung des Staates in den Fällen vor, in denen der 
verantwortliche Luftfahrzeugführer oder sein Beauftragter im Sinne von Absatz 4 bei 
der Ausübung der Befugnisse nach den Absätzen 1 bis 3 rechtswidrig Schäden ver-
ursachen. Da der Luftfahrzeugführer bei Wahrnehmung der in § 12 geregelten Be-
fugnisse als Beliehener handelt, haftet für dessen schuldhaftes Verhalten nach Arti-
kel 34 Satz 1 des Grundgesetzes in Verbindung mit § 839 des Bürgerlichen Gesetz-
buches grundsätzlich der Staat. 
 

 

Abschnitt 3. Unterstützung und Amtshilfe durch die Streitkräfte 
 
Auch die Vorschriften dieses Abschnitts enthalten Gefahrenabwehrrecht. Sie regeln 
die Voraussetzungen und Entscheidungszuständigkeiten für Maßnahmen der Streit-
kräfte zur Unterstützung der Polizei sowie die Mittel der Zwangsanwendung. §§ 13 
und14 behandeln Fälle des Streitkräfteeinsatzes, § 15 regelt die Fälle der Amtshilfe. 
§ 16 enthält Vorschriften zum Schadensausgleich.  
 

 

§ 13 Entscheidung der Bundesregierung 

Absatz 1: Die Vorschrift enthält eine Sonderregelung für erhebliche Luftzwischenfälle, 
auf Grund derer den Umständen nach anzunehmen ist, dass ein besonders schwerer 
Unglücksfall droht. Sie regelt die grundlegenden Voraussetzungen eines Streitkräfte-
einsatzes im Luftraum.  
 
Ein Luftzwischenfall liegt bei jeder Abweichung vom normalen Flugbetrieb vor. Ge-
genständlich werden damit nicht nur Flugzeuge als Angriffswaffe (sog. Renegade-
Fälle), sondern auch Ballons, Raketen oder sonstige Flugkörper, d.h. Luftfahrzeuge 
i.S.d. § 1 Abs. 2 des Luftverkehrsgesetzes, erfasst.  
 
Auf Grund des Luftzwischenfalles muss ein besonders schwerer Unglücksfall bevor-
stehen. Diese kausale Verknüpfung stellt sicher, dass nicht schon jeder Luftzwi-
schenfall den Einsatz der Streitkräfte erlaubt, sondern nur der, durch den der Eintritt 
eines besonders schweren Unglücksfalles zu erwarten ist.  
 
Die Gefahr eines besonders schweren Unglücksfalles (Artikel 35 Abs. 2 und 3 GG) 
bezieht sich auf die Folgen, die von einem zur Angriffswaffe umfunktionierten Flug-
zeug, von einem entführten Luftfahrzeug ausgehen können (Beispiele: Angriff auf 
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Hochhaus, gefährliche Industrieanlage, AKW etc.). Dabei wird zumeist ein Fall des 
Artikels 35 Abs. 3 Satz 1 GG vorliegen: Insbesondere angesichts des Flugtempos 
und der Reichweite heutiger Passagiermaschinen ist in der Regel davon auszuge-
hen, dass derartige Zwischenfälle das Gebiet mehrerer Länder berühren.  
 
Ziel der Streitkräftemaßnahmen ist die Verhinderung des besonders schweren Un-
glücksfalles im Rahmen der Gefahrenabwehr. Das Vorgehen gegen den Luftzwi-
schenfall als solches ist und bleibt alleinige Aufgabe der Luftsicherheitsbehörden.  
 
Der besonders schwere Unglücksfall muss nach Lage der Umstände im Entschei-
dungszeitpunkt bevorstehen. Damit wird der Interventionspunkt auf einen Zeitpunkt 
vorverlagert, in dem der besonders schwere Unglücksfall noch nicht eingetreten ist. 
Zugleich wird dadurch deutlich gemacht, dass regelmäßig eine Prognoseentschei-
dung erforderlich ist, ob der Unglücksfall tatsächlich bevor steht.  
 
Die Formulierungen „im Rahmen der Gefahrenabwehr“, „zur Unterstützung der Poli-
zeikräfte der Länder“ und „soweit es zur wirksamen Bekämpfung erforderlich ist“  
stellen klar, dass die Zuständigkeiten der Gefahrenabwehrbehörden unangetastet 
bleiben. Insbesondere erhalten die Streitkräfte keine Weisungsbefugnisse gegenüber 
zivilen Stellen. Ihre Maßnahmen sind sachlich und zeitlich auf solche Gefahrenlagen 
beschränkt, welche die für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen mit ihren eige-
nen Mitteln nicht bewältigen können.  
 
Absatz 2: Die Bestimmungen regeln das Entscheidungsverfahren für den Fall, dass 
sich der drohende Eintritt des Unglücksfalles auf das Gebiet eines Landes be-
schränkt (Fall des Artikels 35 Abs. 2 Satz 2 GG). 
 
Satz 1 stellt klar, dass es entsprechend der Vorgabe in der Verfassung für einen Ein-
satz der Streitkräfte der Anforderung durch das betroffene Land bedarf. 
 
Grundlage der Entscheidungsbefugnis des Bundesministers der Verteidigung bzw. 
des zu seiner Vertretung berechtigten Mitglieds der Bundesregierung sind Artikel 65 
Satz 2 GG und Artikel 65 a Abs. 1 GG: Das Ressortprinzip (Artikel 65 Satz 2 GG) 
weist die Zuständigkeit für Einsätze der Streitkräfte dem Bundesminister der Vertei-
digung zu. Zudem hat er in Friedenszeiten die Befehls- und Kommandogewalt über 
die Streitkräfte (Artikel 65 a Abs. 1 GG). Die Vertretungsregelung stellt klar, dass im-
mer nur ein Mitglied der Bundesregierung entscheidet. 
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Der Bundesminister der Verteidigung trifft seine Entscheidung im Benehmen (Bemü-
hen um Herstellung des Einverständnisses) mit dem Bundesminister des Innern. Die 
Regelung trägt der Erfahrung Rechnung, dass die Handlungsspielräume bei der Be-
kämpfung von Gefahren im Luftraum zeitlich äußerst knapp bemessen sind. 
 
Satz 2 regelt die Beteiligung des Bundesministeriums des Innern für den Fall, dass 
sofortiges Handeln geboten ist: Der Bundesminister der Verteidigung entscheidet 
ohne Aufschub und hat das Bundesministerium des Innern unverzüglich (ohne 
schuldhaftes Zögern) zu unterrichten.  
 
Absatz 3: Für den – wohl in der Regel vorliegenden – Fall, dass der drohende Eintritt 
des Unglücksfalles das Gebiet mehr als eines Landes gefährdet (Fall des Artikels 35 
Abs. 3 GG), liegt die Zuständigkeit für die Entscheidung über den Einsatz der Streit-
kräfte – wie in Artikel 35 Abs. 3 Satz 1 GG vorgegeben – bei der Bundesregierung. 
Die Entscheidung über das „Ob“ des Einsatzes erfolgt im Benehmen  mit den betrof-
fenen Ländern. Diese Benehmensregelung erscheint im Hinblick auf die zu erwar-
tenden äußerst kurzen Zeitabläufe, in denen eine Entscheidung getroffen werden 
muss, als sachgerecht. 
 
Wegen der regelmäßig vorliegenden zeitlichen Unmöglichkeit, eine rechtzeitige Ent-
scheidung der Bundesregierung herbeizuführen, enthält Satz 2 eine gesetzliche Ver-
tretungsregelung. Danach entscheidet für die Bundesregierung im Eilfall  der Bun-
desminister der Verteidigung und im Vertretungsfall das zu seiner Vertretung berufe-
ne Mitglied der Bundesregierung im Benehmen mit dem Bundesminister des Innern. 
Die Entscheidung der Bundesregierung ist unverzüglich herbeizuführen (Satz 3). 
 
Ist sofortiges Handeln geboten, regelt Satz 4 die Unterrichtungspflicht gegenüber den 
betroffenen Ländern und dem Bundesministerium des Innern. 
 
Absatz 4  überlässt die Einzelheiten des Verfahrens bei der Herstellung des Beneh-
mens bzw. bei der Unterrichtung (Meldewege, Einbeziehung der Gefährdungsbeur-
teilungen aller zuständigen Stellen, Verfahren zur Benehmensherstellung usw.) einer 
Regelung zwischen Bund und Ländern (Satz 1). Satz 2 stellt klar, dass die Durchfüh-
rung der Abwehr („Wie“ des Streitkräfteeinsatzes) nach Bundesrecht und durch die 
zuständigen Stellen des Bundes erfolgt (Bundesminister der Verteidigung oder sein 
Vertreter im Kabinett bzw. der Inspekteur der Luftwaffe gem. § 14 Absatz 4). Terroris-
tische Angriffe dürften in der Regel nicht auf das Gebiet eines Landes beschränkt 
sein. Gefahrenabwehrrecht der Länder enthält darüber hinaus keine spezifischen 
Regelungen für den Luftraum. 
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§ 14 Einsatzmaßnahmen, Anordnungsbefugnis 

§ 14 regelt die Zwangsmittel der Streitkräfte, die ihnen zur Unterstützung der Polizei 
zur Verfügung stehen, um den Eintritt eines drohenden besonders schweren Un-
glücksfalles zu verhindern. 
 
Absatz 1 benennt in abgestufter Reihenfolge verschiedene Maßnahmen unterhalb 
der Schwelle der unmittelbaren Einwirkung mit Waffengewalt.  
 
Absatz 2 konkretisiert für die Auswahl und Durchführung der Maßnahmen nach Ab-
satz 1 den verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Danach ist bei 
mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen das jeweils mildeste Mittel zu wäh-
len. Die Maßnahmen der Streitkräfte beschränken sich zeitlich und sachlich auf Ge-
fahrenlagen, welche die für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen mit ihren eige-
nen Mitteln nicht bewältigen können. Sobald und soweit dies wieder der Fall ist, ist 
der Streitkräfteeinsatz zu beenden. 
 
Absatz 3 verleiht die Befugnis, unmittelbar mit Waffengewalt auf Luftfahrzeuge ein-
zuwirken. Die Vorschrift enthält für den schwersten aller denkbaren Eingriffe, die un-
mittelbare Einwirkung mit Waffengewalt, eine ultima ratio-Klausel. Voraussetzung ist, 
dass das Luftfahrzeug gegen das Leben von Menschen  eingesetzt werden soll. Das 
Luftfahrzeug muss selbst als Tatwaffe, nicht als bloßes Hilfsmittel zur Tatbegehung 
eingesetzt werden. Voraussetzung ist, dass zusätzlich zu dem Leben der im Luftfahr-
zeug befindlichen Menschen zielgerichtet auch das Leben anderer Menschen durch 
den Einsatz von Gewalt rechtswidrig bedroht wird. Von der Nutzung des Luftfahr-
zeugs als Waffe sowie der Lebensbedrohung der Flugzeuginsassen und der weite-
ren Personen muss nach allen vorliegenden Umständen auszugehen sein. Zudem 
muss im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung festgestellt werden, dass die un-
mittelbare Einwirkung von Waffengewalt das einzige Mittel ist, um Menschenleben zu 
retten. 
 
Absatz 4 Satz 1 stellt klar, dass die Entscheidung über eine Maßnahme nach Absatz 
3 nur der Bundesminister der Verteidigung oder das zu seiner Vertretung berufene 
Mitglied der Bundesregierung treffen kann.  
Satz 2 gibt dem Bundesminister der Verteidigung die Befugnis, den Inspekteur der 
Luftwaffe mit der Anordnung von Maßnahmen unterhalb der Schwelle der unmittelba-
ren Einwirkung mit Waffengewalt gemäß Absatz 1 zu ermächtigen. Dies entspricht 
den üblichen Befehlsstrukturen.  
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§ 15 Sonstige Maßnahmen 

Absatz 1 Satz 1 ergänzt § 14 dahingehend, dass im Rahmen der Gefahrenabwehr 
Luftfahrzeuge im Vorfeld eines Einsatzes nach § 14 Abs. 1 und Abs. 3 zu überprüfen, 
zu warnen oder umzuleiten sind. Maßnahmen nach § 14 Abs. 1 und 3 dürfen erst 
dann eingeleitet werden, wenn ein Luftzwischenfall vorliegt, nach dessen Umständen 
und Verlauf anzunehmen ist, dass ein besonders schwerer Unglücksfall droht. 
 
Die Aufgabe der Überprüfung, Warnung und Umleitung von Luftfahrzeugen im Luft-
raum fällt in die Zuständigkeit des für die Flugsicherung zuständigen Bundesministe-
riums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. Es treten jedoch Fälle auf, in denen 
die von ihm beauftragten Flugsicherungsstellen, z.B. aufgrund des Verlustes des 
Funkkontakts zu einem Luftfahrzeug oder aufgrund fehlender sachlicher Ausstattung 
(Aufklärungsflugzeuge, Tiefflugradar) faktisch nicht in der Lage sind, diese Aufgaben 
wahrzunehmen. Satz 2 stellt klar, dass sich in derartigen Fällen das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen der Amtshilfe der Streitkräfte bedienen 
kann und erlaubt den Streitkräften die Überprüfung, Warnung und Umleitung von 
Luftfahrzeugen ohne einen Einsatz von Zwang.  Häufig werden in den erfassten Fall-
gestaltungen schnelle Entscheidungen erforderlich sein. Für ein Amtshilfeersuchen 
im klassischen Sinne dürfte nur ausnahmsweise Raum sein. 
 
Satz 3 lässt daher das im Amtshilferecht anerkannte generelle Ersuchen an eine Hil-
fe leistende Stelle zu. Ein generelles Ersuchen würde sich vorliegend auf gleicharti-
ge, besonders eilbedürftige Fälle der Überprüfung im Vorfeld eines Einsatzes nach § 
14 Abs. 1 und 3 beziehen. Die Voraussetzungen für ein Tätigwerden in den Fällen 
des generellen Ersuchens sollen durch eine vorher abzuschließende Vereinbarung 
zwischen der für die Flugsicherung zuständigen Stelle und dem Bundesministerium 
der Verteidigung festgelegt werden. Satz 4 sieht diese Vereinbarung vor. Inhalt einer 
solchen Vereinbarung könnten z. B. insbesondere der erforderliche Informationsaus-
tausch und die dazu genutzten Wege sein. Im Interesse einer klaren Rechtslage sind 
diese dem Amtshilferecht bekannten Grundsätze in § 15 ausdrücklich aufgenommen 
worden. 
 
Absatz 2 Satz 1 erlaubt die Delegation des Kommandos an den Inspekteur der Luft-
waffe für die in diesem Zusammenhang zu treffenden Maßnahmen. Satz 2 stellt die 
Anordnungsbefugnis des Bundesministers der Verteidigung für über Vorfeldmaß-
nahmen hinausgehende Maßnahmen sicher (§14). Im Übrigen bleibt Art. 87a GG 
unberührt. 
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Absatz 3 stellt klar, dass die allgemeinen Vorschriften und Grundsätze der Amtshilfe 
unberührt bleiben. 
 
 
§ 16 Schadensausgleich  

Die Vorschrift enthält eine Schadensausgleichsregelung für den Einsatz der Streit-
kräfte. Die Bestimmung regelt insbesondere den Schadensausgleich im Falle einer 
Inanspruchnahme Dritter. Sie erklärt die Erstattungsregelungen nach §§ 51 ff BGSG 
und damit die Bestimmungen, die für den in § 11 Abs. 1 Nr. 2 BGSG geregelten, ver-
gleichbaren Fall des kompetenzüberschreitenden Zusammenwirkens bei einem be-
sonders schweren Unglücksfall nach Artikel 35 Abs.2 Satz 2 und Abs.3 GG gelten, 
für entsprechend anwendbar. Da über die dort erfassten Fallgestaltungen hinaus 
weitere Aufopferungslagen denkbar sind, in denen dem Betroffenen ein Entschädi-
gungsanspruch nicht von vornherein abgeschnitten werden sollte, ist der Verweis auf 
die §§ 51 ff. BGSG nicht als abschließende Regelung gefasst. 
 
 

Abschnitt 4. Zuständigkeit und Verfahren  

§ 17 Zuständigkeiten 
 

Absatz 1 beschränkt die Zuständigkeit der Luftsicherheitsbehörden für die in § 2 ge-
nannten Sicherheitsaufgaben auf das Flugplatzgelände. Für die außerhalb des Flug-
platzes liegenden Bereiche sind grundsätzlich die Landespolizeibehörden zuständig. 
In den Fällen des § 5 Abs. 3 und 4 sind die Luftsicherheitsbehörden jedoch auch au-
ßerhalb des Flugplatzgeländes zu Maßnahmen befugt.  
 
Absatz 2 sieht vor, dass die Aufgaben nach dem Luftsicherheitsgesetz grundsätzlich 
durch die  Länder in Bundesauftragsverwaltung durchgeführt werden. Dies entspricht 
im Wesentlichen der bisherigen Rechtslage (vgl. § 31 Abs. 2 Ziffer 19 LuftVG). Die 
Vorschrift verzichtet bewusst auf eine Bestimmung, welche Behörde in den Ländern 
die Aufgaben der „Luftsicherheitsbehörde“ wahrnehmen soll. Die entsprechenden 
Regelungen liegen in der Organisationshoheit der Länder. Die Länder sind durch die 
Vorschrift nicht gezwungen, neue Behörden einzurichten oder Aufgaben zwischen 
den Landesministerien umzuverteilen. Sie können die vom Luftverkehrsgesetz in das 
Luftsicherheitsgesetz überführten Aufgaben weiterhin von den Verkehrsministerien 
der Länder bzw. deren nachgeordneten Dienststellen ausführen lassen, jedoch auch 
eine andere Ressortzuständigkeit vorsehen, wenn sie dies für zweckmäßig halten.  
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Absatz 3 regelt – als Ausnahme zu Absatz 2 – die Aufgabenwahrnehmung in Bun-
deseigenverwaltung. Nach Satz 1 wird die Zulassung von Luftsicherheitsplänen (§ 9) 
durch das Luftfahrtbundesamt vorgenommen. Satz 2 ersetzt die bisher in § 31 Abs. 2 
Nr. 19 LuftVG geregelte Möglichkeit einer Aufgabenrückübertragung auf den Bund 
auf Antrag eines Landes. Stattdessen hat der Bund nunmehr die Möglichkeit, von 
sich aus die Ausführung einer Aufgabe an sich zu ziehen und diese in bundeseigener 
Verwaltung auszuführen. Dies dient der Verfahrensvereinfachung und -beschleuni-
gung. Voraussetzung für die Übernahme einer Aufgabe in bundeseigene Verwaltung 
ist, dass andernfalls eine bundeseinheitliche Durchführung der Sicherheitsmaßnah-
men nicht gewährleistet wäre. Vor der Übernahme ist das Benehmen mit dem be-
troffenen Land herzustellen. 
 
Absatz 4 sieht vor, dass die Bundesaufsicht zukünftig einheitlich vom Bundesministe-
rium des Innern geführt wird. Dies schafft übersichtliche und klare Kompetenzvertei-
lungen. Die Einvernehmungsregelung in Satz 2 gewährleistet die Wahrung von be-
trieblichen Belangen von Flugplatzbetreibern und Luftverkehrsgesellschaften.  
 
Aufsichtsbehörden über die durch Gesetz beliehenen Luftfahrzeugführer sind künftig 
die für das jeweilige Luftfahrtunternehmen zuständigen Genehmigungsbehörden 
nach § 20 Abs. 1 oder 4 in Verbindung mit § 31 Abs. 2 Nr. 11 des Luftverkehrsgeset-
zes. Ihre Zuständigkeit hierfür erscheint aufgrund des engen Sachzusammenhanges 
von Einsatz und Betrieb des Luftfahrtgeräts im Rahmen der unternehmerischen Betä-
tigung – für dessen sichere Durchführung sie Sorge zu tragen haben – in besonderer 
Weise geeignet. 
 

 

§ 18 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 
 

Absatz 1 enthält eine Verordnungsermächtigung zur Regelung von Einzelheiten der 
Zuverlässigkeitsüberprüfung (§ 7). Diese werden derzeit durch die LuftVZÜV gere-
gelt. Solange die neue Verordnung noch nicht erlassen worden ist, gelten die Vor-
schriften der LuftVZÜV weiter, soweit § 7 nicht ausdrücklich eine anderslautende ge-
setzliche Regelung trifft. 
 
Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass durch die mit der Einführung des § 5 
verbundene Streichung des bisherigen § 29c LuftVG die dortige Anknüpfung für die 
Verordnungsermächtigung des § 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 LuftVG entfällt (Luftsicher-
heitsgebühr als Ziffer 23 der Anlage zu bestehenden Luftkostenverordnung). Die 
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Verordnungsermächtigung wird daher übernommen. Der Wortlaut entspricht der bis-
herigen Ermächtigung in § 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 LuftVG.  
 

 

Abschnitt 5. Bußgeld- und Strafvorschriften 
 

§ 19 Bußgeldvorschriften 
 

Die Vorschrift entspricht als Folgeänderung zu den §§ 7 bis 9 im Wesentlichen den 
bisher in § 58 Abs. 1 Nr. 4a, 4b, 4c, 4d, 4e und 4f LuftVG enthaltenen Bußgeldvor-
schriften. Neu als Ordnungswidrigkeit ist Nr. 4, die einen Verstoß gegen die nunmehr 
in § 10 enthaltene Pflicht, den Flughafenausweis in den nicht allgemein zugänglichen 
Bereichen offen sichtbar zu tragen, sanktioniert. Die Bestimmung trägt Artikel 12 der 
EG-Verordnung 2320/2003 Rechnung. 
 
 
§ 20 Strafvorschriften 
 

Die Vorschrift stellt die Mitführung verbotener Gegenstände (§ 11) unter Strafe. Ab-
satz 1 enthält die Strafdrohung für die vorsätzliche Begehungsweise. Absatz 2 be-
zieht sich auf Fahrlässigkeitstaten. Die Bestimmung trägt Artikel 12 der EG-
Verordnung 2320/2003 Rechnung. 
 

§ 21 Bußgeld- und Strafvorschriften zu § 12 
 

Mit den Bußgeld- und Strafvorschriften wird das Problem der unruly/disruptive pas-
sengers (unbotmäßige Fluggäste) geregelt. Die Mitgliedstaaten der Internationalen 
Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) sind durch die Ratsentschließung A 33-4 (ange-
nommen auf der 33. Vollversammlung in Montreal vom 25. September bis 5. Oktober 
2001, veröffentlicht im ICAO Circular 288-LE/1 – „Guidance Material on the Legal 
Aspects of Unruly/Disruptive Passengers“, 2002, Seite 13) aufgefordert worden, in 
diesem Bereich insbesondere durch Schaffung von Sanktionsvorschriften tätig zu 
werden. 
 
§ 21 belegt das Zuwiderhandeln gegen Verfügungen des verantwortlichen Luftfahr-
zeugführers oder seines Beauftragten mit Bußgeld bzw. bei Hinzukommen von Ge-
walt oder von Drohung mit Gewalt mit Strafe. 
 



 26

Nach Absatz 1 wird das Zuwiderhandeln gegen Anweisungen des verantwortlichen 
Luftfahrzeugführers oder seines Beauftragten als Ordnungswidrigkeit geahndet. 
 
Unter Anlehnung an die Vorschrift von § 113 des Strafgesetzbuches (Widerstand 
gegen Vollstreckungsbeamte) wird nach Absatz 2 zukünftig bestraft, wer den Voll-
zugsanordnungen des verantwortlichen Luftfahrzeugführers mit Gewalt oder durch 
Drohung mit Gewalt Widerstand leistet. Insoweit wird der Luftfahrzeugführer den 
Vollstreckungsbeamten gleichgestellt. Auch der Strafrahmen hält sich an den bei § 
113 Abs. 1 des Strafgesetzbuches festgelegten Rahmen. 
 
Für besonders schwere Fälle sieht Absatz 3 einen höheren Strafrahmen vor, der dem 
in § 113 Abs. 2 des Strafgesetzbuches entspricht. 
 

 

Abschnitt 6. Schlussbestimmung 
 
§ 22 Grundrechtseinschränkungen 
 

Diese Vorschrift ist nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 GG erforderlich, um dem Zitier-
gebot zu genügen. 
 

 

Artikel 2: Änderung des Luftverkehrsgesetzes 
 

Artikel 2 enthält die aufgrund der Neuregelungen in Artikel 1 erforderlichen Folgeän-
derungen des Luftverkehrsgesetzes. 
 
Nummer 1 
 
Folgeänderung zur Neuregelung des Artikel 1 § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4. 
 
Nummer 2 
 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 8, der an die Stelle des bisherigen § 19b LuftVG tritt. 
 
Nummer 3 
 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 9, der den bisherigen § 20a LuftVG ersetzt. 
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Nummer 4 
 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 9 Abs. 2. 
 
Nummer 5 
 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 11, der an die Stelle des bisherigen § 27 Abs. 4 LuftVG 
tritt. 
 
Nummer 6 a und b 
 
Die Änderungen dienen zur Klarstellung im Hinblick auf die Neuregelung in Artikel 1 
§ 15. Die Überprüfung, Warnung und Umleitung von Luftfahrzeugen oder Flugkör-
pern im Luftraum ist eine originäre Aufgabe der Flugsicherung. In den Fällen, in de-
nen die für die Flugsicherung zuständige Stelle aufgrund fehlender sachlicher Aus-
stattung (z.B. Aufklärungsflugzeuge, Tiefflugradar) faktisch nicht in der Lage ist, die-
se Aufgaben wahrzunehmen, kann sie sich der Amtshilfe der Streitkräfte bedienen. 
Ein generelles Amtshilfeersuchen ist dabei zulässig (s. Artikel 1 § 15 Abs. 1 Satz 3 
und 4). 
 
Nummer 7 
 
Durch die Einfügung werden die unterschiedlichen Zwecke von Artikel 1 § 1 und § 29 
LuftVG klargestellt. Während das LuftSiG security-Aufgaben (Schutz vor äußeren 
Angriffen) regelt, befasst sich § 29 LuftVG mit betriebsbedingten Gefahren. Die Auf-
hebung von § 29 Abs. 3 ist eine redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 1 § 12. 
 
Nummer 8 
 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 5, der den bisherigen § 29c LuftVG ersetzt. 
 
Nummer 9 
 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 7, der an die Stelle des bisherigen § 29d LuftVG tritt. 
 
Nummer 10 
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Folgeänderung zu Artikel 1 § 18, der die bisherige Regelung des § 31 Abs. 2 Nr. 19 
LuftVG ersetzt. 
 
Nummer 11 
 
Folgeänderungen, bedingt durch Aufhebung des § 29c LuftVG und Einführung des 
Artikel 1 § 17. 
 
Nummern 12 a bis c 
 
Folgeänderungen wegen Aufhebung der §§ 19b, 20a LuftVG. 
 
Nummer 13 
 
Folgeänderung wegen Aufhebung des § 27 Abs. 4 LuftVG. 
 
Nummer 14 
 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 6. 
 
 
 

Artikel 3: Änderung des Bundesgrenzschutzgesetzes 
 
Artikel 3 enthält Folgeänderungen, die durch Artikel 1 notwendig werden.   
 
Nummer 1 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 5. 
 
Nummer 2 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 12 sowie zur Aufhebung von § 29 Abs. 3 LuftVG,. 
 
Nummer 3 
Folgeänderung zu Artikel 1 §§ 5 und 7 sowie zur Aufhebung von §§ 29c, 29d LuftVG. 
 
Nummer 4 
Folgeänderung zur Aufhebung von § 19b LuftVG. 
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Artikel 4: Änderung des Gesetzes über das Ausländerzentralregister 
 
Folgeänderungen zu Artikel 1 § 7 Absatz 3 Satz 1 Nr. 4. 
 
 
 

Artikel 5: Änderung der AZRG-Durchführungsverordnung 
 
Folgeänderungen zu Artikel 1 § 7 Absatz 3 Satz 1 Nr. 4. 
 
 

Artikel 6: Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang  
 
Folgeänderung zum Artikel 5, sogenannte Entsteinerungsklausel. 
 
 

Artikel 7: Inkrafttreten 
 
Die Norm regelt das Inkrafttreten der in den Artikeln 1 bis 6 enthaltenen Vorschriften. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung von Luftsicherheitsaufgaben  
 
 
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 
 
 

Artikel 1 
Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG) 

 
 

Abschnitt 1. Allgemeines 
 

 
§ 1 

Zweck 
 

Dieses Gesetz dient dem Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs, 
insbesondere vor Flugzeugentführungen, Sabotageakten und terroristischen An-
schlägen. 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
Die Luftsicherheitsbehörde hat die Aufgabe, Angriffe auf die Sicherheit des Luftver-
kehrs im Sinne des § 1 abzuwehren. Sie nimmt insbesondere Zuverlässigkeitsüber-
prüfungen nach § 7 vor, lässt nach § 8 Abs.1 Satz 2 und  § 9 Abs. 1 Satz 2 Luftsi-
cherheitspläne zu, ordnet Sicherungsmaßnahmen der Flugplatzbetreiber nach § 8 
und der Luftfahrtunternehmen nach § 9 an und überwacht deren Einhaltung. 
 

 
 

Abschnitt 2. Sicherheitsmaßnahmen 
 
 

§ 3 
Allgemeine Befugnisse der Luftsicherheitsbehörde 

  
Die Luftsicherheitsbehörde trifft die notwendigen Maßnahmen, um eine im Einzelfall 
bestehende Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs abzuwehren, soweit nicht § 5 
ihre Befugnisse besonders regelt. 

 
 

§ 4 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

 
(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen ist diejenige zu treffen, die 

den Einzelnen oder die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträch-
tigt. 
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(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg 
erkennbar außer Verhältnis steht. 

(3) Eine Maßnahme ist nur solange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt, 
dass er nicht erreicht werden kann. 

 
 

§ 5 
Besondere Befugnisse der Luftsicherheitsbehörden 

 
(1) Die Luftsicherheitsbehörde kann Personen, welche die nicht allgemein zugängli-

chen Bereiche des Flugplatzes betreten haben oder betreten wollen, durchsu-
chen oder in sonstiger geeigneter Weise überprüfen. Sie kann Gegenstände 
durchsuchen, durchleuchten oder in sonstiger geeigneter Weise überprüfen, die 
in diese Bereiche verbracht wurden oder werden sollen. 

 
(2) Die Luftsicherheitsbehörde kann Fluggäste, Mitarbeiter der Flugplatzbetreiber, der 

Luftfahrtunternehmen und anderer Unternehmen sowie sonstige Personen, die 
nicht allgemein zugängliche Bereiche des Flugplatzes betreten haben oder betre-
ten wollen, insbesondere anhalten und aus diesen Bereichen verweisen, wenn 
diese Personen 
1. ihre Berechtigung zum Betreten nicht nachweisen, 
2. eine Durchsuchung ihrer Person und mitgeführter Gegenstände oder deren 

Überprüfung in sonstiger geeigneter Weise durch die Luftsicherheitsbehörde 
nach den in § 11 Abs.1 genannten Gegenständen ablehnen oder 

3. in § 11 Abs.1 genannte Gegenstände oder sonstige Gegenstände, die bei der 
Durchsuchung oder Überprüfung festgestellt werden und die sich zu Angriffen 
auf Personen oder zur Beschädigung von Luftfahrzeugen eignen, nicht au-
ßerhalb des nicht allgemein zugänglichen Bereiches des Flugplatzes zurück-
lassen oder nicht dem Luftfahrtunternehmen zur Beförderung übergeben. 

 
(3) Die Luftsicherheitsbehörde kann Fracht, aufgegebenes Gepäck, Postsendungen 

und sonstige Gegenstände, die in die nicht allgemein zugänglichen Bereiche des 
Flugplatzes verbracht wurden oder verbracht werden sollen, nach den in § 11 
Abs. 1 genannten Gegenständen durchsuchen, durchleuchten oder in sonstiger 
geeigneter Weise überprüfen. Bei Postsendungen findet Satz 1 mit der Maßgabe 
Anwendung, dass diese nur geöffnet werden dürfen, wenn bestimmte Tatsachen 
die Annahme begründen, dass sich darin Gegenstände befinden, deren Beförde-
rung gegen § 11 Abs.1 oder § 27 des Luftverkehrsgesetzes verstößt. 

 
(4) Die Luftsicherheitsbehörde darf innerhalb der Geschäfts- und Arbeitsstunden Be-

triebs- und Geschäftsräume betreten und besichtigen, soweit dies zur Durchfüh-
rung der Sicherheitsmaßnahmen gemäß den Absätzen 2 und 3 erforderlich ist. 
Außerhalb der Geschäfts- und Arbeitsstunden dürfen diese Räume nur zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung betreten und 
besichtigt werden. 

 
(5) Die Luftsicherheitsbehörde kann geeigneten Personen als Beliehenen die Wahr-

nehmung bestimmter Aufgaben bei der Durchführung der Sicherungsmaßnahmen 
gemäß den Absätzen 1 bis 4 übertragen. Die Bestellung kann jederzeit widerrufen 
werden. Der Beliehene ist im Rahmen der ihm übertragenen Aufgaben und der 
sonst geltenden Gesetze befugt, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
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(6) Die Aufgaben und Befugnisse der Polizeivollzugsbehörden bleiben unberührt. 
 
 

§ 6 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

 
(1) Die Befugnis zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Da-

ten richtet sich nach den für die Luftsicherheitsbehörden geltenden Vorschriften 
des Bundes- oder Landesrechts, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

 
(2) Unbeschadet einer sich aus Absatz 1 ergebenden Übermittlungsbefugnis dürfen 

die Luftsicherheitsbehörden personenbezogene Daten an öffentliche Stellen au-
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes übermitteln, wenn dies zur Ab-
wehr unmittelbar drohender erheblicher Gefahren für die Sicherheit des Luftver-
kehrs, insbesondere bei erfolgten oder drohenden terroristischen Angriffen, er-
forderlich ist. 

 
 

§ 7 
Zuverlässigkeitsüberprüfungen 

 
(1) Zum Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs (§ 1) hat die Luftsi-

cherheitsbehörde die Zuverlässigkeit folgender Personen zu überprüfen: 
1. Personen, denen zur Ausübung einer beruflichen Tätigkeit nicht nur gelegentlich 

Zugang zu nicht allgemein zugänglichen Bereichen des Flugplatzgeländes ge-
währt werden soll, 

2. Personal der Flugplatz- und Luftfahrtunternehmen, des Flugsicherungsunter-
nehmens sowie der Fracht-, Post-, Reinigungsunternehmen sowie Warenliefe-
ranten und vergleichbarer Versorgungsunternehmen, das aufgrund seiner Tätig-
keit Einfluss auf die Sicherheit des Luftverkehrs hat; sofern sich die vorgenann-
ten Unternehmen des Personals anderer Unternehmen bedienen, steht dieses 
eigenem Personal gleich, 

3. Personen, die nach § 5 Abs. 5 als Beliehene eingesetzt oder nach § 31b Abs. 1 
Satz 2 des Luftverkehrsgesetzes mit Aufgaben nach § 27c Abs. 2 des Luftver-
kehrsgesetzes beauftragt werden, 

4. Luftfahrer (§ 4 Abs.1 Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes) und Flugschüler sowie 
5. Mitglieder von flugplatzansässigen Vereinen, Schülerpraktikanten oder Sportflie-

gern, denen nicht nur gelegentlich Zugang zu nicht allgemein zugänglichen Be-
reichen des Flugplatzgeländes, gewährt werden soll. 

 
(2) Die Überprüfung erfolgt auf Antrag des Betroffenen.  

Der Betroffene ist bei Antragstellung über  
1. die zuständige Luftsicherheitsbehörde, 
2. den Zweck der Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung, 
3. die nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 bis 5 und Absatz 4 beteiligten Stellen sowie 
4. die Übermittlungsempfänger nach Absatz 7 Satz 2 und 3  
zu unterrichten. 
Die Überprüfung entfällt, wenn der Betroffene 
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1. im Inland innerhalb der letzten zwölf Monate einer zumindest gleichwertigen 
Überprüfung unterzogen worden ist und keine Anhaltspunkte für eine Unzu-
verlässigkeit des Betroffenen vorliegen oder  

2. der Betroffene der erweiterten Sicherheitsüberprüfung nach § 9 des Sicher-
heitsüberprüfungsgesetzes oder der erweiterten Sicherheitsüberprüfung mit 
Sicherheitsermittlungen nach § 10 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes un-
terliegt. 

 
(3)  Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit darf die Luftsicherheitsbehörde   
1. die Identität des Betroffenen überprüfen, 
2. Anfragen bei den Polizeivollzugs- und den Verfassungsschutzbehörden der Län-

der sowie, soweit im Einzelfall erforderlich, dem Bundeskriminalamt, dem Zoll-
kriminalamt, dem Bundesamt für Verfassungsschutz, dem Bundesnachrichten-
dienst, dem Militärischen Abschirmdienst und der Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatsicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik nach vorhandenen, für die Beurteilung der Zuverlässigkeit be-
deutsamen Informationen, stellen, 

3. unbeschränkte Auskünfte aus dem Bundeszentralregister einholen,  
4. bei ausländischen Betroffenen um eine Auskunft  aus dem Ausländerzentralre-

gister ersuchen und Anfragen an die zuständigen Ausländerbehörden nach An-
haltspunkten für eine Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit durch den Be-
troffenen richten,  

5. soweit im Einzelfall erforderlich, Anfragen an die Flugplatzbetreiber und Luft-
fahrtunternehmen sowie an den gegenwärtigen Arbeitgeber des Betroffenen 
nach dort vorhandenen, für die Beurteilung der Zuverlässigkeit bedeutsamen In-
formationen richten.  

Der Betroffene ist verpflichtet, an seiner Überprüfung mitzuwirken. 
 
(4) Begründen die Auskünfte der in Absatz 3 Nr. 2 genannten Behörden Anhalts-
punkte für Zweifel an der Zuverlässigkeit des Betroffenen, darf die Luftsicherheitsbe-
hörde Auskünfte von Strafverfolgungsbehörden einholen. 
 
(5) Die Luftsicherheitsbehörde gibt dem Betroffenen vor ihrer Entscheidung Gele-
genheit, sich zu den eingeholten Auskünften zu äußern, soweit diese Zweifel an sei-
ner Zuverlässigkeit begründen und Geheimhaltungspflichten nicht entgegenstehen 
oder bei Auskünften durch Strafverfolgungsbehörden eine Gefährdung des Untersu-
chungszwecks nicht zu besorgen ist. Stammen die Erkenntnisse von einer der in Ab-
satz 3 Nr. 2 oder Absatz 4 genannten Stellen, ist das Einvernehmen dieser Stellen 
erforderlich. Der Betroffene ist verpflichtet, wahrheitsgemäße Angaben zu machen. 
Er kann Angaben verweigern, die für ihn oder eine der in § 52 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung genannten Personen die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung, der Verfol-
gung einer Ordnungswidrigkeit oder von disziplinar- oder arbeitsrechtlichen Maß-
nahmen begründen könnten. Über die Verpflichtung wahrheitsgemäße Angaben zu 
machen und das Verweigerungsrecht ist der Betroffene vorher zu belehren.  
 
(6) Ohne eine abgeschlossene Zuverlässigkeitsüberprüfung, bei der keine Zweifel an 
der Zuverlässigkeit des Betroffenen verbleiben, darf diesem kein Zugang zu nicht 
allgemein zugänglichen Bereichen des Flugplatzgeländes gewährt werden.  
 
(7)  Die Luftsicherheitsbehörde darf die nach den Absätzen 3 und 4 erhobenen Daten 
nur zum Zwecke der Überprüfung der Zuverlässigkeit verwenden. Sie unterrichtet 
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den Betroffenen, dessen gegenwärtigen Arbeitgeber, die Polizeivollzugs- und Ver-
fassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder über das Ergebnis der Über-
prüfung; dem gegenwärtigen Arbeitgeber dürfen die dem Ergebnis zugrunde liegen-
den Erkenntnisse nicht mitgeteilt werden. Weitere Informationen dürfen dem gegen-
wärtigen Arbeitgeber mitgeteilt werden, soweit sie für die Durchführung eines gericht-
lichen Verfahrens im Zusammenhang mit der Zuverlässigkeitsüberprüfung erforder-
lich sind. § 161 der Strafprozessordnung bleibt unberührt. 
 
(8)  Die Luftsicherheitsbehörden unterrichten sich gegenseitig über die Durchführung 
von Zuverlässigkeitsüberprüfungen, soweit dies im Einzelfall erforderlich ist. Absatz 7 
Satz 1 gilt entsprechend.   
 
(9)  Werden den nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 und 4 beteiligten Behörden oder den 
nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 5 beteiligten Stellen im Nachhinein Informationen bekannt, 
die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit einer der in Absatz 1 genannten Personen 
von Bedeutung sind, sind diese Stellen verpflichtet, die Luftsicherheitsbehörde über 
die vorliegenden Erkenntnisse zu informieren. Zu diesem Zweck dürfen sie Name, 
Vorname, Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnort und Staatsangehörig-
keit des Betroffenen sowie die Aktenfundstelle speichern. Die Verfassungsschutzbe-
hörden des Bundes und der Länder dürfen zu diesem Zweck die in Satz 2 genannten 
personenbezogenen Daten des Betroffenen und ihre Aktenfundstelle zusätzlich auch 
in den gemeinsamen Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes spei-
chern. Die im Satz 1 genannten Behörden und Stellen unterrichten die Luftsicher-
heitsbehörde, zu welchen Betroffenen sie Daten gemäß Satz 2 und 3 speichern. 
 
(10) Die Luftsicherheitsbehörde darf bei Zuverlässigkeitsüberprüfungen, die durch 
Stellen außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes veranlasst werden, mitwir-
ken. Hierzu darf sie Name, Vorname, Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Wohnort und Staatsangehörigkeit sowie das Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung 
des Betroffenen übermitteln. Die Datenübermittlung unterbleibt, soweit der Betroffene 
ein schutzwürdiges Interesse am Ausschluss der Übermittlung hat, insbesondere 
wenn bei der empfangenden Stelle ein angemessenes Datenschutzniveau nicht ge-
währleistet ist. Die empfangende Stelle ist darauf zu verweisen, dass die übermittel-
ten Daten nur für den Zweck verwendet werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie ü-
bermittelt worden sind.  
 
(11) Die im Rahmen einer Zuverlässigkeitsprüfung gespeicherten personenbezoge-
nen Daten sind zu löschen 
 1.  von den Luftsicherheitsbehörden 

a) innerhalb eines Jahres, wenn der Betroffene keine Tätigkeit nach 
Absatz 1 aufnimmt, 
b) nach Ablauf von drei Jahren nachdem der Betroffene aus einer Tä-
tigkeit nach Absatz 1 ausgeschieden ist, es sei denn, er hat zwischen-
zeitlich erneut eine Tätigkeit nach Absatz 1 aufgenommen, 

 
2.  von den nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 und 4 beteiligten Behörden und den 

nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 5 beteiligten Stellen  
a) im Fall der nach Absatz 9 Satz 2 und 3 gespeicherten Daten unver-
züglich nach der nach Nummer 1 erfolgten Löschung; hierzu unterrich-
ten die Luftsicherheitsbehörden die beteiligten Stellen über die Lö-
schung, 
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b) im Übrigen unmittelbar nach Abschluss der Beteiligung. 

 
Wenn Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Löschung die schutzwürdigen 
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden, sind die Daten zu sperren. Ge-
sperrte Daten dürfen nur mit Einwilligung des Betroffenen verwendet werden.  
 

 
§ 8 

Sicherungsmaßnahmen der Flugplatzbetreiber 
 
(1) Der Unternehmer eines Verkehrsflughafens ist zum Schutz des Flughafenbe-
triebs vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs verpflichtet 
1. Flughafenanlagen, Bauwerke, Räume und Einrichtungen so zu erstellen und zu 

gestalten, dass die erforderliche bauliche und technische Sicherung und die 
sachgerechte Durchführung der personellen Sicherungs- und Schutzmaßnahmen 
und die Kontrolle der nicht allgemein zugänglichen Bereiche ermöglicht werden 
sowie die dafür erforderlichen Flächen bereitzustellen und zu unterhalten; aus-
genommen von dieser Verpflichtung sind Geräte zur Überprüfung von Fluggäs-
ten und von diesen mitgeführten Gegenständen sowie Einrichtungen und Geräte 
zur Überprüfung von Post, aufgegebenem Gepäck, Fracht und Versorgungsgü-
tern auf die in § 11 Abs. 1 genannten Gegenstände mittels technischer Verfah-
ren; 

2. Post, aufgegebenes Gepäck, Fracht und Versorgungsgüter zur Durchführung der 
Maßnahmen nach § 5 Abs. 3 sicher zu transportieren und zu lagern; dies schließt 
den Transport zu und zwischen einer mehrstufigen Kontrollanlage ein; 

3. bei Durchsuchungen des aufgegebenen Gepäcks nach § 5 Abs. 3 den Fluggast 
herbeizuholen oder bei Durchsuchungen in Abwesenheit des Fluggastes die 
Schlösser der Gepäckstücke zu öffnen; 

4. nicht allgemein zugängliche Bereiche gegen unberechtigten Zugang zu sichern 
und, soweit es sich um sicherheitsempfindliche Bereiche handelt, den Zugang 
nur hierzu besonders berechtigten Personen zu gestatten;  

5. eigene Mitarbeiter, Mitarbeiter anderer auf dem Flugplatz tätiger Unternehmen 
und andere Personen vor dem Zugang zu den sensiblen Teilen der sicherheits-
empfindlichen Bereiche zu durchsuchen oder in sonstiger geeigneter Weise zu 
überprüfen; von diesen mitgeführte Gegenstände und Fahrzeuge zu durchsu-
chen, zu durchleuchten oder in sonstiger geeigneter Weise zu überprüfen; 

6. Sicherheitspersonal für seine Aufgaben zu schulen und alle übrigen Mitarbeiter 
einem Sicherheitsschulungsprogramm zu unterziehen; 

7. Luftfahrzeuge, die Gegenstand von Bedrohungen, insbesondere von Bomben-
drohungen sind, auf Sicherheitspositionen zu verbringen, soweit hierzu nicht das 
Luftfahrtunternehmen gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 verpflichtet ist, und die Ent-
ladung sowie die Ver- und Entsorgung der Luftfahrzeuge durchzuführen; 

8. soweit erforderlich, an der Überprüfung nach § 7 mitzuwirken. 
Die in Satz 1 Nr. 1 bis 8 aufgeführten Sicherungsmaßnahmen sind von dem Unter-
nehmer in einem Luftsicherheitsplan im Sinne des Artikel 5 Abs. 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt 
(ABl. EG L 355 S. 1) darzustellen, welcher der Luftsicherheitsbehörde innerhalb einer 
von ihr zu bestimmenden Frist zur Zulassung vorzulegen ist. Die Zulassung kann mit 
Nebenbestimmungen versehen werden. Nachträgliche Auflagen sind zulässig. Der 
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Unternehmer eines Verkehrsflughafens ist verpflichtet, die im zugelassenen Luftsi-
cherheitsplan dargestellten Sicherungsmaßnahmen durchzuführen. 
 
(2) Die Luftsicherheitsbehörde kann den Betreiber eines sonstigen Flugplatzes zur 

Durchführung von Sicherungsmaßnahmen entsprechend Absatz 1 verpflichten, 
soweit dies zur Sicherung des Flugbetriebs erforderlich ist.  

 
(3) Für die Bereitstellung und Unterhaltung von Räumen und Flächen nach den Ab-

sätzen 1 und 2, die der für die Durchführung der Maßnahmen gemäß § 5 zustän-
digen Behörde zur Verfügung gestellt worden sind, kann der Verpflichtete die 
Vergütung seiner Selbstkosten verlangen. Im Übrigen trägt der Verpflichtete die 
Kosten für die Sicherungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2. Zur Feststel-
lung der Selbstkosten im Sinne dieses Gesetzes finden die Vorschriften des 
Preisrechts bei öffentlichen Aufträgen entsprechende Anwendung. Unterschreitet 
der Marktpreis die Selbstkosten, ist der Marktpreis maßgeblich. 

 
 

§ 9 
Sicherungsmaßnahmen der Luftfahrtunternehmen 

 
 
(1) Ein Luftfahrtunternehmen, das Luftfahrzeuge mit mehr als 5,7 Tonnen Höchst-

gewicht betreibt, ist zum Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs 
verpflichtet 
1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

Sicherungsmaßnahmen bei der Abfertigung von Fluggästen und der Behand-
lung von Post, Gepäck, Fracht und Versorgungsgütern durchzuführen; 
die ihm auf einem Verkehrsflughafen überlassenen nicht allgemein zugängli-
chen Bereiche gegen unberechtigten Zugang zu sichern und, soweit es sich 
um sicherheitsempfindliche Bereiche handelt, den Zugang nur hierzu beson-
ders berechtigten Personen zu gestatten; soweit Betriebsgebäude, Frachtan-
lagen und sonstige Betriebseinrichtungen von dem Luftfahrtunternehmen 
selbst oder in seinem Auftrag errichtet oder von ihm selbst betrieben werden, 
gilt § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 entsprechend; 
Sicherheitspersonal für seine Aufgaben zu schulen und die Flugbesatzungen 
und das Bodenpersonal einem Sicherheitsschulungsprogramm zu unterzie-
hen; 
seine auf einem Verkehrsflughafen abgestellten Luftfahrzeuge so zu sichern, 
dass weder unberechtigte Personen Zutritt haben, noch verdächtige Gegen-
stände in das Luftfahrzeug verbracht werden können; 
Luftfahrzeuge, die Gegenstand von Bedrohungen, insbesondere von Bom-
bendrohungen sind, auf eine Sicherheitsposition zu verbringen oder bei einer 
Verbringung durch den Flugplatzbetreiber gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 mit-
zuwirken,  
soweit erforderlich, an der Überprüfung nach § 7 mitzuwirken. 

Die in Satz 1 Nr. 1 bis 6 aufgeführten Sicherungsmaßnahmen sind von dem Unter-
nehmen in einem Luftsicherheitsplan im Sinne des Artikel 5 Abs. 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt 
(ABl. EG L 355 S. 1) darzustellen, welcher der Luftsicherheitsbehörde innerhalb einer 
von ihr zu bestimmenden Frist zur Zulassung vorzulegen ist; die Luftsicherheitsbe-
hörde kann Ausnahmen von der Vorlagepflicht zulassen. Die Zulassung kann mit 
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Nebenbestimmungen versehen werden. Nachträgliche Auflagen sind zulässig. Die 
Luftfahrtunternehmen sind verpflichtet, die im zugelassenen Luftsicherheitsplan dar-
gestellten Sicherungsmaßnahmen durchzuführen. 
 
(2) Absatz 1 gilt 

1. für Luftfahrtunternehmen, die eine Genehmigung nach § 20 des Luftverkehrs-
gesetzes besitzen, auch außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, 
wenn und soweit die jeweils örtlich geltenden Vorschriften nicht entgegenstehen; 
2. für Luftfahrtunternehmen, die ihren Hauptsitz außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes haben, sofern sie Verkehrsflughäfen in der Bundesrepublik 
Deutschland benutzen. 

 
(3) Die Luftsicherheitsbehörde kann ein Luftfahrtunternehmen zur Durchführung von 

Sicherungsmaßnahmen entsprechend Absatz 1 auch auf sonstigen Flugplätzen 
verpflichten, soweit dies zur Sicherung des Betriebs des Luftfahrtunternehmens 
erforderlich ist. 

 
(4) Ein anderer als der in Absatz 1 bezeichnete Halter von Luftfahrzeugen kann von 

der Luftsicherheitsbehörde  zur Durchführung der Sicherungsmaßnahmen ent-
sprechend den Absätzen 1 bis 3 verpflichtet werden, soweit dies zur Sicherung 
des Flugbetriebs erforderlich ist. 

 
 

§ 10 
Zugangsberechtigung 

 
Nach Abschluss der Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 7 Abs. 6 wird dem Betroffe-
nen zum Nachweis der Zugangsberechtigung ein Ausweis ausgestellt. Der Ausweis-
inhaber ist verpflichtet den Ausweis in den nicht allgemein zugänglichen Bereichen 
offen sichtbar zu tragen und ihn nach Ablauf der Gültigkeitsdauer oder auf Verlangen 
zurückzugeben. Der Ausweisinhaber darf den Ausweis keinem Dritten überlassen. 
Sein Verlust ist der Ausgabestelle unverzüglich anzuzeigen. Der Zugang zu den nicht 
allgemein zugänglichen Bereichen ohne Berechtigung ist verboten. 
 

 
§ 11 

Verbotene Gegenstände 
 
(1) Das Mitführen im Handgepäck oder Ansichtragen von 
1. Schuss-, Hieb- und Stoßwaffen sowie Sprühgeräten, die zu Angriffs- oder Vertei-

digungszwecken verwendet werden können, 
2. Sprengstoffen, Munition, Zündkapseln, brennbaren Flüssigkeiten, ätzenden oder 

giftigen Stoffen, Gasen in Behältern sowie sonstigen Stoffen, die allein oder zu-
sammen mit anderen Gegenständen eine Explosion oder einen Brand verursa-
chen können, 

3. Gegenständen, die ihrer äußeren Form oder ihrer Kennzeichnung nach den An-
schein von Waffen, Munition oder explosionsgefährlichen Stoffen erwecken, 

4. sonstigen in der Anlage der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung gemeinsa-
mer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt (ABl. EG L 355 S. 1) ge-
nannten Gegenständen 
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in Luftfahrzeugen und in nicht allgemein zugänglichen Bereichen auf Flugplätzen ist 
verboten. 

(2)  Das Bundesministerium des Innern kann im Einzelfall Ausnahmen von den in 
Absatz 1 Nr. 1 bis 4 geregelten Fällen zulassen, soweit ein Bedürfnis besteht und die 
nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche Erlaubnis zum Mitführen dieser Ge-
genstände vorliegt. Die Erlaubnis kann mit einer Nebenbestimmung versehen wer-
den.  
 
(3) § 27 Abs. 2 des Luftverkehrsgesetzes bleibt unberührt. 
 
 

§ 12 
Aufgaben und Befugnisse des verantwortlichen Luftfahrzeugführers 

 
(1) Der verantwortliche Luftfahrzeugführer hat als Beliehener für die Aufrechterhal-
tung der Sicherheit und Ordnung an Bord des im Flug befindlichen Luftfahrzeuges zu 
sorgen. Er ist nach Maßgabe von Absatz 2 und der sonst geltenden Gesetze befugt, 
die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
 
(2) Der verantwortliche Luftfahrzeugführer darf die erforderlichen Maßnahmen tref-
fen, um eine im einzelnen Fall bestehende Gefahr für Personen an Bord des Luft-
fahrzeuges oder für das Luftfahrzeug selbst abzuwehren. Dabei hat er den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit (§ 4) zu wahren. Insbesondere darf der Luftfahrzeugfüh-
rer 
1. die Identität einer Person feststellen; 
2. Gegenstände sicherstellen; 
3. eine Person oder Sachen durchsuchen; 
4. eine Person fesseln, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person     
    den Luftfahrzeugführer oder Dritte angreifen oder Sachen beschädigen wird. 
 
(3) Zur Durchsetzung der Maßnahmen darf der Luftfahrzeugführer Zwangsmittel an-
wenden. Die Anwendung körperlicher Gewalt ist nur zulässig, wenn andere 
Zwangsmittel nicht in Betracht kommen, keinen Erfolg versprechen oder unzweck-
mäßig sind. Der Gebrauch von Schusswaffen ist Polizeivollzugsbeamten, insbeson-
dere denjenigen des Bundesgrenzschutzes nach § 4a des Bundesgrenzschutzgeset-
zes vorbehalten. 
 
(4) Alle an Bord befindlichen Personen haben den Anordnungen des Luftfahrzeug-
führers oder seiner Beauftragten nach Absatz 2 Folge zu leisten. 
 
(5) Der verantwortliche Luftfahrzeugführer hat den Schaden zu ersetzen, welcher der 
Bundesrepublik Deutschland durch rechtswidrige und vorsätzliche oder grob fahrläs-
sige Verletzung seiner Pflichten bei Ausübung der Aufgaben und Befugnisse nach 
den Absätzen 1 bis 3 entsteht. Wird der Flug von einem Luftfahrtunternehmen durch-
geführt, hat dieses den Schaden zu ersetzen, welcher der Bundesrepublik Deutsch-
land durch eine rechtswidrige und schuldhafte Verletzung der Pflichten des verant-
wortlichen Luftfahrzeugführers oder seiner Beauftragten bei Ausübung  der Aufgaben 
und Befugnisse nach den Absätzen 1 bis 3 entsteht. 
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Abschnitt 3. Unterstützung und Amtshilfe durch die Streitkräfte 
 

§ 13 
Entscheidung der Bundesregierung 

 
(1) Liegen auf Grund eines erheblichen Luftzwischenfalls Tatsachen vor, die im 
Rahmen der Gefahrenabwehr die Annahme begründen, dass ein besonders schwe-
rer Unglücksfall nach Art. 35 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 des Grundgesetzes bevor-
steht, können die  Streitkräfte, soweit es zur wirksamen Bekämpfung erforderlich ist, 
zur Unterstützung der Polizeikräfte der Länder im Luftraum zur Verhinderung dieses 
Unglücksfalles eingesetzt werden. 
 
(2) Die Entscheidung über einen Einsatz nach Artikel 35 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes trifft auf Anforderung des betroffenen Landes der Bundesminister der Vertei-
digung oder im Vertretungsfall das zu seiner Vertretung berechtigte Mitglied der Bun-
desregierung im Benehmen mit dem Bundesminister des Innern. Ist sofortiges Han-
deln geboten, ist das Bundesministerium des Innern unverzüglich zu unterrichten.  
 
(3) Die Entscheidung über einen Einsatz nach Artikel 35 Abs. 3 des Grundgesetzes 
trifft die Bundesregierung im Benehmen mit den betroffenen Ländern. Ist eine recht-
zeitige Entscheidung der Bundesregierung nicht möglich, so entscheidet der Bun-
desminister der Verteidigung oder im Vertretungsfall das zu seiner Vertretung be-
rechtigte Mitglied der Bundesregierung im Benehmen mit dem Bundesminister des 
Innern. Die Entscheidung der Bundesregierung ist unverzüglich herbeizuführen. Ist 
sofortiges Handeln geboten,  sind  die betroffenen Länder und das Bundesministeri-
um des Innern unverzüglich zu unterrichten. 
 
(4) Das Nähere wird zwischen Bund und Ländern geregelt. Die Unterstützung durch 
die Streitkräfte richtet sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 
 
 

§ 14 
Einsatzmaßnahmen, Anordnungsbefugnis 

 
(1) Zur Verhinderung des Eintritts eines besonders schweren Unglücksfalles dürfen 
die Streitkräfte im Luftraum Luftfahrzeuge abdrängen, zur Landung zwingen, den 
Einsatz von Waffengewalt androhen oder Warnschüsse abgeben. 
 
(2) Von mehreren möglichen Maßnahmen ist diejenige auszuwählen, die den einzel-
nen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. Die Maß-
nahme darf nur so lange und so weit durchgeführt werden, wie ihr Zweck es erfor-
dert. Sie darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar 
außer Verhältnis steht.  
 
(3) Die unmittelbare Einwirkung mit Waffengewalt  ist nur zulässig, wenn nach den 
Umständen davon auszugehen ist, dass das Luftfahrzeug  gegen das Leben von 
Menschen eingesetzt werden soll, und sie das einzige Mittel zur Abwehr dieser ge-
genwärtigen Gefahr ist.  
 
(4) Die Maßnahme  nach Absatz 3 kann nur der Bundesminister der Verteidigung 
oder im Vertretungsfall das zu seiner Vertretung berechtigte Mitglied der Bundesre-
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gierung anordnen. Im Übrigen kann der Bundesminister der Verteidigung den Inspek-
teur der Luftwaffe generell ermächtigen, Maßnahmen nach Absatz 1 anzuordnen. 
 
 

§ 15 
Sonstige Maßnahmen 

 
(1) Die Maßnahmen nach § 14 Abs. 1 und 3 dürfen erst nach Überprüfung sowie 
erfolglosen Versuchen zur Warnung und Umleitung getroffen werden. Zu diesem 
Zweck können die Streitkräfte auf Ersuchen der für die Flugsicherung zuständigen 
Stelle im Luftraum Luftfahrzeuge überprüfen, umleiten oder warnen. Ein generelles 
Ersuchen ist zulässig. Die Voraussetzungen für ein Tätigwerden werden in diesem 
Fall durch vorherige Vereinbarung festgelegt.  
 
(2) Der Bundesminister der Verteidigung kann den Inspekteur der Luftwaffe generell 
ermächtigen, Maßnahmen nach Absatz 1 anzuordnen. Der Inspekteur der Luftwaffe 
hat den Bundesminister der Verteidigung unverzüglich über Situationen zu informie-
ren, die zu Maßnahmen nach § 14 Abs. 1 und 3 führen könnten. 
 
(3) Die sonstigen Vorschriften und Grundsätze der Amtshilfe bleiben unberührt. 
 
 

§ 16 
Schadensausgleich 

 
Wegen des Ausgleichs von Schäden, die durch den Einsatz der Streitkräfte entstan-
den sind, sind die §§ 51 bis 56 des Bundesgrenzschutzgesetzes entsprechend an-
zuwenden. Weitergehende Schadensersatz- oder Entschädigungsansprüche bleiben 
unberührt. 
 

 
Abschnitt 4. Zuständigkeit und Verfahren  

 
§ 17 

Zuständigkeiten 
 

 
(1) Die örtliche Zuständigkeit der Luftsicherheitsbehörden für die Aufgaben nach § 2 
erstreckt sich auf das Flugplatzgelände. Die Maßnahmen nach § 5 Abs. 3 und 4 und 
die Überprüfungen der Verfahren zum sicheren Umgang der Unternehmen mit 
Fracht, Post und Versorgungsgütern kann die Luftsicherheitsbehörde auch außer-
halb des Flugplatzgeländes vornehmen. 
 
(2) Die Aufgaben der Luftsicherheitsbehörden nach diesem Gesetz und nach der 
Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in 
der Zivilluftfahrt (ABl. EG L 355 S. 1) werden von den Ländern im Auftrage des Bun-
des ausgeführt, soweit in Absatz 3 und 4 nichts anderes bestimmt ist. 
 
(3) Die Zulassung von Luftsicherheitsplänen gemäß § 9 wird durch das Luftfahrtbun-
desamt in bundeseigener Verwaltung ausgeführt. Im Übrigen können die Aufgaben 
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der Luftsicherheitsbehörden nach diesem Gesetz in bundeseigener Verwaltung aus-
geführt werden, wenn dies zur Gewährleistung der bundeseinheitlichen Durchfüh-
rung der Sicherheitsmaßnahmen erforderlich ist. In den Fällen des Satzes 2 werden 
die Aufgaben von der vom Bundesministerium des Innern bestimmten Bundesbehör-
de wahrgenommen; das Bundesministerium des Innern macht die Übernahme von 
Aufgaben sowie die zuständigen Bundesbehörden im Bundesanzeiger bekannt.  
 
(4)  Die Wahrnehmung der Bundesaufsicht gemäß Absatz 2 erfolgt durch das Bun-
desministerium des Innern. Maßnahmen, die sich auf betriebliche Belange des Flug-
platzbetreibers oder des Luftfahrtunternehmens auswirken, werden vom Bundesmi-
nisterium des Innern im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen angeordnet. 
 

 
§ 18 

Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen 
 
(1)  Das Bundesministerium des Innern regelt durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats die Einzelheiten der Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 7, 
insbesondere 
1. die Frist für eine Wiederholung der Überprüfung sowie 
2. die Einzelheiten der Erhebung und Verwendung personenbezogener Daten.  
 
(2) Das Bundesministerium des Innern erlässt im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, dem Bundesministerium der Fi-
nanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und mit Zustimmung 
des Bundesrates die zur Durchführung dieses Gesetzes oder der Verordnung (EG) 
Nr. 2320/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt 
(ABl. EG L 355 S.1) notwendige Rechtsverordnung über die Kosten (Gebühren und 
Auslagen) für Amtshandlungen, insbesondere die Durchsuchung von Fluggästen und 
mitgeführten Gegenständen sowie deren Reisegepäck oder deren Überprüfung in 
sonstiger geeigneter Weise einschließlich des bewaffneten Schutzes der Kontrollstel-
len, die Bestreifung der Sicherheitsbereiche gemäß dem Rahmenplan Luftsicherheit 
und bewaffnete Standposten bei gefährdeten Luftfahrzeugen. Die Rechtsverordnung 
bestimmt die gebührenpflichtigen Tatbestände und kann dafür feste Sätze oder 
Rahmensätze vorsehen. Die Gebührensätze sind so zu bemessen, dass der mit den 
Amtshandlungen verbundene Personal- und Sachaufwand gedeckt wird; bei begüns-
tigenden Amtshandlungen kann daneben die Bedeutung, der wirtschaftliche Wert 
oder der sonstige Nutzen für den Gebührenschuldner angemessen berücksichtigt 
werden. In der Rechtsverordnung können die Kostenbefreiung, die Kostengläubiger-
schaft, die Kostenschuldnerschaft, der Umfang der zu erstattenden Auslagen und die 
Kostenerhebung abweichend von den Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes 
geregelt werden. Sie kann eine Auskunftspflicht der Kostenschuldner über die Zahl 
der betroffenen Fluggäste sowie über Art und Umfang der beförderten Gegenstände 
enthalten; Auskünfte an den Betroffenen über die zu seiner Person in Luftfahrtdatei-
en gespeicherten personenbezogenen Daten sind unentgeltlich.  
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Abschnitt 5. Bußgeld- und Strafvorschriften 
 

§ 19 
Bußgeldvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 7 Abs. 5 Satz 3 nicht wahrheitsgemäße Angaben macht, 
2. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 2 oder § 9 Abs. 1 Satz 2 den Luftsicherheitsplan zur 

Zulassung nicht rechtzeitig vorlegt, 
3. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 5 oder § 9 Abs. 1 Satz 5 die im zugelassenen Luftsi-

cherheitsplan dargestellten Sicherungsmaßnahmen nicht durchführt, 
4. entgegen § 10 Satz 2 bis 4 den Ausweis in den nicht allgemein zugänglichen Be-

reichen nicht offen sichtbar trägt, ihn einem Dritten überlässt, ihn der Ausgabe-
stelle nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt oder der Ausgabestelle den Verlust 
des Ausweises nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt, 

5. entgegen § 10 Satz 5 sich oder einem Dritten unberechtigten Zugang zu nicht 
allgemein zugänglichen Bereichen verschafft oder 

6. einer vollziehbaren Auflage nach § 11 Abs. 2 Satz 2, § 8 Abs. 2, § 8 Abs. 1 Satz 
3 oder 4 oder § 9 Abs. 1 Satz 3 oder 4 zuwiderhandelt.  

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 kann mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 6 mit einer Geldbuße 
bis zu fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden. Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Luftsicher-
heitsbehörde. 
 

 
§ 20 

Strafvorschriften 
 
(1) Wer entgegen § 11 Abs. 1 die dort bezeichneten Gegenstände in Luftfahrzeugen 

oder in nicht allgemein zugänglichen Bereichen auf Flugplätzen im Handgepäck 
mit sich führt oder an sich trägt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder 

mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft. 
 
 
 

§ 21 
Bußgeld- und Strafvorschriften zu § 12 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 12 Abs. 4 als an Bord befindliche Per-
son den Anordnungen des Luftfahrzeugführers oder seiner Beauftragten nicht Folge 
leistet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtau-
send Euro geahndet werden. 
 
(2) Wer eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung begeht und dabei mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt Widerstand leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(3) In besonders schweren Fällen des Absatzes 2 ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn 
1. der Täter oder ein anderer Beteiligter eine Waffe bei sich führt, um diese bei der 
Tat zu verwenden, oder 
2. der Täter durch eine Gewalttätigkeit den Angegriffenen in die Gefahr des Todes 
oder einer schweren Gesundheitsbeschädigung bringt. 
 
 

Abschnitt 6. Schlussbestimmung 
 

§ 22 
Grundrechtseinschränkungen 

 
Die Grundrechte auf Leben, körperliche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Arti-
kel 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Grundgesetzes) und das Grundrecht des Postgeheim-
nisses (Artikel 10 Abs. 1 des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Geset-
zes eingeschränkt. 
 
 
 

Artikel 2 
Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

 
 
Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. März 1999 
(BGBl. I S. 550), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. August 2002 
(BGBl. I S. 3355), wird wie folgt geändert: 
 
1. Dem § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden folgende Wörter angefügt: 

„und keine Zweifel an der Zuverlässigkeit des Bewerbers nach § 7 des Luftsicher-
heitsgesetzes bestehen, “ 
 

2. § 19b wird aufgehoben. 
 
3. § 20a wird aufgehoben. 
 
4. In § 20b Satz 3 wird die Angabe „§ 20a Abs. 2“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 2 des 

Luftsicherheitsgesetzes“ ersetzt. 
 
5. § 27 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) § 11 Abs. 1 und 2 des Luftsicherheitsgesetzes bleibt unberührt.“. 
 

6. § 27c wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Nr. 1a werden nach dem Wort „Flugplätzen,“ die Wörter „ein-

schließlich der Überprüfung, Warnung und Umleitung von Luftfahrzeugen im 
Luftraum“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) § 15 des Luftsicherheitsgesetzes bleibt unberührt.“ 
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7. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird vor dem Wort „Gefahren“ das Wort „betriebsbedingte“ 
eingefügt. 
b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

 
8. § 29c wird aufgehoben. 
 
9. § 29d wird aufgehoben. 
 
10. § 31 Abs. 2 Nr. 19 wird aufgehoben. 
 
11. § 32 Abs. 1 Nr. 13 Satz 7, Abs. 2a und 2b wird aufgehoben. 
 
12. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die  Nummern 4a bis 4e aufgehoben. 
b) In Absatz 1 Nr. 11 werden nach der Angabe „27 Abs. 1 oder 2“ die Angabe „o-
der Abs. 4 Satz 2“ und nach der Angabe „24 Abs. 1,“ die Angabe „einer Zulas-
sung nach § 19b Abs. 1 Satz 3 oder 4 oder 20a Abs. 1 Satz 3 oder 4“ gestrichen. 
c) In  Absatz 2 werden die Angaben „4c bis 4f“ und „bis 4b“ gestrichen. 

 
13. § 60 Abs. 1 Nr. 8 wird aufgehoben. 
 
14. § 69 wird aufgehoben. 
 
 

 
Artikel 3 

Änderung des Bundesgrenzschutzgesetzes 
 

Das Bundesgrenzschutzgesetz vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2978, 2979), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 9. Januar 2002 (BGBl I S. 361, 365), 
wird wie folgt geändert: 
 
1. § 4 (Luftsicherheit) wird wie folgt gefasst: 

„Dem Bundesgrenzschutz obliegt der Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des 
Luftverkehrs gemäß § 5 des Luftsicherheitsgesetzes, soweit diese Aufgaben 
nach § 17 Abs. 3 des Luftsicherheitsgesetzes in bundeseigener Verwaltung aus-
geführt werden.“ 
 

2. In § 4a Satz 2 wird die Angabe „§ 29 Abs. 3 Satz 1 LuftVG“ durch die Angabe „§ 
12 Abs. 1 Satz 1 des Luftsicherheitsgesetzes“ ersetzt. 

  
3. In § 14 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe "§§ 29c und 29d des Luftverkehrsgeset-

zes" durch die Angabe "§ 5 des Luftsicherheitsgesetzes" ersetzt. 
 
4. In § 62 Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 19 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2. Halbsatz“ 

durch die Angabe „§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 1. Halbsatz des Luftsicherheitsgeset-
zes“ ersetzt. 
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Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über das Ausländerzentralregister 
 
Das Gesetz über das Ausländerzentralregister vom 2. September 1994 (BGBl. I. S. 
2265), zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 4 des Gesetzes vom 22. August 2002 
(BGBl. I. 3390), wird wie folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht werden in der Angabe zu § 15 die Wörter „Luftfahrtbehör-

den der Länder im Sinne des § 29d des Luftverkehrsgesetzes“  durch die Wörter „ 
Luftsicherheitsbehörden der Länder im Sinne des § 7 des Luftsicherheitsgeset-
zes“ ersetzt.  

2. In § 15 werden in der Überschrift und in Absatz 1 Satz 3 jeweils die Wörter „Luft-
fahrtbehörden der Länder im Sinne des § 29d des Luftverkehrsgesetzes“  durch 
die Wörter „Luftsicherheitsbehörden der Länder im Sinne des § 7 des Luftsicher-
heitsgesetzes“ ersetzt.  

 
 
 

Artikel 5 
Änderung der AZRG-Durchführungsverordnung 

 
Die AZRG-Durchführungsverordnung vom 17. Mai 1995 (BGBl. I. 695), zuletzt geän-
dert  durch Artikel 6 Abs. 2 des Gesetzes vom 22. August 2002 (BGBl. I. S. 3390), 
wird wie folgt geändert:  
 
1. In § 8 Abs. 3 Satz 3 Nr. 21 werden die Wörter „ § 29d des Luftverkehrsgesetzes“ 

durch die Wörter „§ 7 des Luftsicherheitsgesetzes“ ersetzt. 
 
2. In der Anlage wird im Abschnitt I, in den laufenden Nummern 1, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 

11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 24a, jeweils in Spalte D die 
Wörter  „Luftfahrtbehörden der Länder im Sinne des § 29d des Luftverkehrsge-
setzes jeweils durch die Wörter „Luftsicherheitsbehörden der Länder im Sinne des 
§ 7 Luftsicherheitsgesetzes“ ersetzt. 

 
 

Artikel 6 
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

 
Die auf Artikel 5 beruhenden Teile der AZRG-Durchführungsverordnung können auf 
Grund der Ermächtigung des Gesetzes über das Ausländerzentralregister vom 2. 
September 1994 (BGBl. I, S. 2265) durch Rechtsverordnung geändert werden.  
 

 
Artikel 7 

Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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